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A. Bericht des Abgeordneten Winkelheide: 

I. Allgemeines 

Nach dem Kindergeldgesetz vom 13. November 
1954 (BGBl. I S. 333) erhalten alle Erwerbstätigen 
der gewerblichen Wirtschaft und der Landwirt- 
schaft, die drei und mehr Kinder haben, für das 
dritte und jedes weitere Kind auf Antrag ein 
Kindergeld von monatlich 25 DM, wenn sie bei 
einer Berufsgenossenschaft versichert sind oder 
sich versichern können. Durch das Kindergeld- 
anpassungsgesetz vom 7. Januar 1955 (BGBl. I 
S. 17) sind die Leistungen für die dritten und wei- 
teren Kinder in der gesetzlichen Unfallversiche- 
rung, in den gesetzlichen Rentenversicherungen, 
in der Arbeitslosenversicherung und Arbeitslosen- 
fürsorge sowie in der Kriegs opferversorgung auf 
die Höhe der Sätze des Kindergeldgesetzes ange- 
hoben worden. Die in dem Vierten Abschnitt des 
Kindergeldanpassungsgesetzes enthaltenen Vor- 
schriften über die Kriegsopferversorgung sind in- 
zwischen unter Aufhebung dieses Abschnitts in das 
Dritte Gesetz zur Änderung und Ergänzung des 
Bundesversorgungsgesetzes vom 19. Januar 1955 
(BGBl. I S. 25) übernommen worden. 

Der Bundestag hat am 14. Oktober 1954 die fol- 
gende Entschließung angenommen: 

„Die Bundesregierung wird ersucht, in eine be- 
schleunigte Prüfung darüber einzutreten, in wel- 
cher Weise den Familien mit drei und mehr Kin- 
dern, die von dem Kindergeldgesetz nicht erfaßt 
werden konnten und auch von dem noch nicht 
verabschiedeten Kindergeldanpassungsgesetz nicht 
erfaßt werden, die in dem Kindergeldgesetz fest- 
gelegten Leistungen ebenfalls gewährt werden 
können. 

Die Bundesregierung wird weiter ersucht, dem 
Bundestag bis zum 1. April 1955 über das Ergebnis 


ihrer Prüfung zu berichten bzw. dem Bundestag 
einen entsprechenden Gesetzentwurf vorzulegen.“ 

Der Bundesrat hat am 17. Dezember 1954 an- 
läßlich der Verabschiedung des Kindergeldanpas- 
sungsgesetzes folgende Entschließung angenommen: 

„Der Bundesrat hat bei der Verabschiedung des 
Kindergeldgesetzes erhebliche sozialpolitische und 
verfahrensmäßige Mängel des Gesetzes festgestellt. 
Er hat die Erwartung ausgesprochen, daß das be- 
reits angekündigte Kindergeldanpassungs- und 
-Schlußgesetz diese Mängel im wesentlichen aus- 
räumen wird. 

Das nun vorliegende Kindergeldanpassungsgesetz 
hat diese Mängel nicht vollzählig beseitigt. Es 
bleibt immer noch eine große Zahl bedürftiger 
Personenkreise, die kein Kindergeld erhalten. 

Der Bundesrat erwartet, daß diese Personen- 
kreise in dem baldigst zu erlassenden Kindergeld- 
schlußgesetz berücksichtigt und daß die sonstigen, 
bisher nicht beseitigten Mängel, behoben werden. 

Das Kindergeldanpassungsgesetz zeigt deutlich, 
wie unzweckmäßig es ist, eine Gesetzesmaterie in 
drei verschiedenen Gesetzentwürfen zu regeln. 
Die Durchführung des Kindergeld anpassungs- 
gesetzes wird große verwaltungsmäßige Schwie- 
rigkeiten mit sich bringen.“ 

Bald nach Verabschiedung dieser Kindergeld- 
gesetze wurden von den Fraktionen Initiativan- 
träge eingebracht, und zwar 

von der Fraktion der SPD die Entwürfe eines Ge- 
setzes zur Ergänzung des Kindergeldgesetzes 
— Drucksache 974 — und eines Gesetzes zur Än- 
derung des Kindergeldgesetzes — Drucksache 1163 — 
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und 

von der Fraktion der CDU/CSU ein Entwurf eines 
Kindergeldergänzungsgesetzes — Drucksache 1 469 — . 

Die Bundesregierung kam dem ihr erteilten Auf- 
trag durch Vorlage des Entwurfs eines Gesetzes 
zur Ergänzung des Kindergeldgesetzes — Druck- 
sache 1539 — nach. 

Alle vier Entwürfe sind nach der am 7. Juli 1955 
im Plenum erfolgten Beratung dem Ausschuß für 
Sozialpolitik unter Beteiligung des Ausschusses für 
Kriegsopfer- und Heimkehrerfragen zur weiteren 
Beratung und Beschlußfassung überwiesen wor- 
den. 

Vor Eintritt in die eigentliche Beratung der Vor- 
lagen wurden als Sachverständige Vertreter fol- 
gender Organisationen und Verbände gehört: 

Arbeitsgemeinschaft der gemeindlichen Unfallver- 
sicherungsträger, München, 

Arbeitsgemeinschaft der landwirtschaftlichen Fa- 
milienausgleichskassen, Kassel, 

Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeits- 
losenversicherung, Nürnberg, 

Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeber- 
verbände, Köln, 

Deutsche Angestelltengewerkschaft, Hamburg, 
Deutscher Gewerkschaftsbund, Düsseldorf, und 
Gesamtverband der Familienausgleichskassen, Bonn. 

Die Anträge der SPD einerseits und der CDU/ 
CSU sowie der Bundesregierung andererseits 
unterscheiden sich im wesentlichen in zwei Punk- 
ten. 

Die Entwürfe der CDU/CSU und der Bundes- 
regierung halte;* an der Konzeption des Kinder- 
geldgesetzes fest, daß als Träger des Familien- 
lastenausgleichs vor allem bereits vorhandene 
Selbstverwaltungseinrichtungen der Sozialversiche- 
rung dienen sollten. Für die von diesen Entwürfen 
erfaßten Restgruppen sind daher als Träger der 
Kindergeldzahlung teils die bereits durch das Kin- 
dergeldgesetz bei den Berufsgenossenschaften er- 
richteten Familienausgleichskassen, teils die übri- 
gen Träger der gesetzlichen Unfallversicherung 
(gemeindliche Unfallversicherungsträger, Ausfüh- 
rungsbehörden des Bundes und der Länder) be- 
stimmt worden. Der Entwurf des Kindergeldergän- 
zungsgesetzes der SPD — Drucksache 974 — sieht 
die Auszahlung des Kindergeldes durch das Finanz- 
amt vor. Dieser Antrag wurde mit Mehrheit ab- 
gelehnt. 

Die Aufbringung der Mittel soll nach dem CDU/ 
CSU-Entwurf und dem der Bundesregierung durch 
Beiträge der zu den Familienausgleichskassen bzw. 
der zu den nichtberufsgenossenschaftlichen Trägern 
der gesetzlichen Unfallversicherung Beitragspflich- 
tigen erfolgen. Der SPD-Entwurf sieht hingegen 
eine Aufbringung der Mittel durch den Bund vor, 
dem jedoch für Kindergeld für Bedienstete der 


Länder, Gemeinden oder sonstigen Körperschaften, 
Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts 
ein Anspruch auf Erstattung gegen den Dienstherrn 
eingeräumt werden soll. Diese Art der Aufbringung 
der Mittel sowie die Auszahlung des Kindergeldes 
durch das Finanzamt wurden vom Ausschuß mit 
Mehrheit abgelehnt. 

Der Ausschuß legte seinen Beratungen im 
wesentlichen den Entwurf der Bundesregierung 
zugrunde; hierbei wurden bei der Beratung der 
einzelnen gesetzlichen Vorschriften die den Ent- 
würfen der SPD innewohnenden Gedanken ein- 
gehend erörtert und zum Teil auch berücksichtigt. 

Der Ausschuß für Sozialpolitik hat den vor- 
liegenden Entwurf in zehn Sitzungen erarbeitet. 


II. Die Vorschriften im einzelnen 

A. Ergänzung des Kindergeldgesetzes 

Zu §§ 1 und 2 (Voraussetzungen des Anspruchs auf 
Kindergeld — Ausnahmevorschriften) 

Durch den Entwurf werden nunmehr die durch 
das Kindergeldgesetz, das Kindergeldanpassungs- 
gesetz sowie das Dritte Gesetz zur Änderung und 
Ergänzung des Bundesversorgungsgesetzes nicht 
erfaßten Personenkreise in die gesetzliche Kinder- 
geldregelung miteinbezogen. 

Im Einklang mit den in Abschnitt I (Allgemeines) 
wiedergegebenen Entschließungen der gesetz- 
gebenden Körperschaften bringt die Fassung zum 
Ausdruck, daß der Entwurf die Kindergeldzahlung 
für diejenigen Familien mit drei und mehr Kin- 
dern sicherstellen soll, für die durch die vorge- 
nannten gesetzlichen Kindergeldregelungen, das 
Kindergeldgesetz und das Kindergeldanpassungs- 
gesetz, nicht gesorgt werden konnte. Da dieser 
Personenkreis auch Erwerbstätige umfaßt, war für 
diesen Kreis die Rechtslage herzustellen, wie sie 
für die bei einer Berufsgenossenschaft versicherten 
Personen schon vorhanden ist. Dies gilt insbeson- 
dere für die Rangfolge, wenn für dasselbe Kind 
die Anspruchsvoraussetzungen gegenüber mehre- 
ren Trägern der Kindergeldzahlung erfüllt sind. 

Daraus hat sich die Notwendigkeit ergeben, Vor- 
schriften der vorgenannten gesetzlichen Kinder- 
geldregelungen abzuändem und zu ergänzen 
(55 10 , 11 ). 

Der Entwurf sieht die Einführung des Kinder- 
geldes an folgende Restgruppen vor, die nach dem 
Kindergeldgesetz kein Kindergeld erhalten, und 
zwar 

1. Erwerbstätige, die nicht bei einer Berufsgenos- 
senschaft, sondern bei einem anderen Träger 
der gesetzlichen Unfallversicherung versichert 
sind, und 

2. alle sonstigen Personen. Hierunter fallen, nach- 
dem die Erwerbstätigen fast ausnahmslos bei 
einer Berufsgenossenschaft oder einem anderen 


2 



Träger der gesetzlichen Unfallversicherung ver- 
sichert sind oder sich versichern können und 
damit als Ansmucnsberechtigte nach dem Kin- 
dergeldgesetz oder nach § 1 Abs. 1 Nr. 1 des 
Entwurfs in Frage kommen, im wesentlichen 
die nicht erwerbstätigen Personen im weitesten 
Sinne. 

Die Aufgliederung der von dem Entwurf erfaß- 
ten Personen kommt in der Neufassung des § 1 
zum Ausdruck. 

Zu der Gruppe der von dem Entwurf erfaßten 
Erwerbstätigen gehören im wesentlichen die Ar- 
beitnehmer des öffentlichen Dienstes, die nicht von 
den allgemeinen tariflichen Bestimmungen des 
öffentlichen Dienstes erfaßt werden. Es kommen 
hier ferner die Arbeitnehmer einiger, der Öffent- 
lichen Hand nahestehender Unternehmen in Be- 
tracht. die zwar nicht zum Öffentlichen Dienst rech- 
nen, die iedoch aus organisatorischen Gründen 
einer staatlichen Ausführun^sbehÖrde oder einem 
Träger der gemeindlichen Unfallversicherung zu- 
gewiesen sind. Weiter gehören hierzu die in Privat- 
haushaltungen Beschäftigten (Hausgehilfinnen, 
Reinemachefrauen, Hausschneiderinnen, Wasch- 
frauen). Schließlich gehören hierzu auch die bei 
den Alliierten beschäftigten Arbeitnehmer, für die 
jedoch die Sonderregelung des 5 6 des Entwurfs 
zu beachten ist. Als Erwerbstätige kommen im 
Regelfälle Arbeitnehmer in Betracht, ausnahms- 
weise jedoch auch Selbständige und mithelfende 
Familienangehörige, z. B. Fleischbeschauer und 
ihre Familienangehörigen. 

Wie nach dem Kindergeldgesetz ist der Kinder- 
geldansnruch für die in § 3 Abs. 2 des Kindergeld- 
gesetzes bezeichneten Personengrutmen durch den 
Entwurf ausgeschlossen worden. Es handelt sich 
dabei um die Angehörigen des öffentlichen Dien- 
stes im weitesten Sinne, die bei karita+iven Ein- 
richtungen Beschäftigten sowie die Empfänger von 
Kinderzu1at*en oder Kinderzuschüssen aus der 
Sozialversicherung. Auf die Einzelheiten dieser 
Ausnahmevorschriften wird weiter unten zu 8 10 
Nr. 3 ( Änderung des Kindergeldgesetzes) noch ein- 
gegangen werden. 

Nicht erwerbstätige Personen sollen ferner nach 
dem Entwurf in Weiterverfolgung des Grund- 
satzes, daß für ein Kind nur ein einmaliger An- 
spruch auf eine Leistung bestehen soll, nach § 2 
Abs. 2 des Entwurfs kein Kindergeld erhalten, so- 
weit für das Kind ein Anspruch auf Kindergeld 
nach den bisher ergangenen Kindergeldgesetzen, 
auf Kindergeld, Waisenrente oder Waisenbeihilfe 
nach dem Bundesversorgungsgesetz, auf Waisen- 
rente aus der gesetzlichen Unfallversicherung oder 
den gesetzlichen Rentenversicherungen oder auf 
Unterhaltshilfe für Vollwaisen nach dem Lasten- 
ausgleichsgesetz besteht. Der vom Ausschuß er- 
arbeitete Entwurf ergänzt die „Ausschlußliste“ 
noch um eine weitere Gruppe von Kindern, soweit 
für diese Anspruch auf Waisenrente nach den Vor- 
schriften über die Entschädigung der Opfer der 
nationalsozialistischen Verfolgung besteht. Endlich 


soll ein Anspruch auf Kindergeld ausgeschlossen 
sein, wenn das Kind zuschiagsberechtigt zur Un- 
terhaltshilfe nach dem Lastenausgieichsgesetz ist. 
Auch wenn die vorgenannten Leistungen lediglich 
als Kannleistungen oder Härteausgieich bewilligt 
werden, soll ein Anspruch auf Kindergeld nicht be- 
stehen. Auf die Regelung für Empfänger von Für- 
sorgeleistungen wird zu § 8 näher eingegangen. 

Hiernach sind im wesentlichen solche Nicht- 
erwerbstätigen und deren Witwen kindergeld- 
berechtigt, die die Voraussetzungen lur Jreemen- 
ansprucne aus der Sozialversicherung nicht erfül- 
len, was insbesondere auf frühere Selbständige 
zutrifft, ferner Personen, die niemals eine Er- 
werbstätigkeit ausgeübt haben, sondern ihren Le- 
bensunterhalt z. B. aus Vermietung, Verpachtung 
oder Kapitalerträgen bestreiten. Um sicherzustel- 
len, daß das Kindergeld oder die ihm entspre- 
chende Sozialleistung für alle Kinder einer Fami- 
lie möglichst von einer Stelle gewährt wird, hat der 
FJntwurf einige Vorschriften der Reichsversiche- 
rungsordnung, des Bundesversorgungsgesetzes und 
des Lastenausgleichsgesetzes den entsprechenden 
Vorschriften des Kindergcldgesetzes angepaßt, 
worauf in den §§ 13, 16 und 17 näher eingegangen 
wird. 

Durch die Vorschriften des § 2 Abs. 1 und 2 wird 
das Prinzip, daß für jedes anspruchsberechtigte 
Kind nur ein einziger Leistungsanspruch bestehen 
soll, im wesentlichen verwirklicht. In Verfolgung 
dieser Grundgedanken lehnte der Ausschuß auch 
ab, den Anträgen der Fraktionen der SPD und 
des GB BHE zu entsprechen, nach denen für Kin- 
der, für die ein Anspruch auf Waisenrente oder 
Waisenbeihilfe dem Bundesversorgungs- 

gesetz, auf Waisenrente aus der gesetzlichen Un- 
fall- oder Rentenversicherung oder auf Unterhalts- 
hilfe für Vollwaisen nach dem Lastenausgleichs- 
gesetz besteht, ein Anspruch auf Kindergeld zu- 
sätzlich eingeräumt werden soll. 

Soweit nach §. 2 Abs. 3 des Entwurfs der Kin- 
dergeldanspruch für Kinder von Personen ausge- 
schlossen wird, die außerhalb des Geltungsbereichs 
des Entwurfs erwerbstätig sind, ist darauf zu ver- 
weisen, daß nach § 5 in Verbindung mit § 34 
Abs. 4 des Kindergeldgesetzes jedoch die Möglich- 
keit gegeben ist, diesen Personen durch Rechtsver- 
ordnung einen Anspruch auf Kindergeld zu geben, 
wenn sie nach dem Gesetz des Tätigkeitsorts keine 
entsprechenden Leistungen erhalten. 

Zu § 3 (Träger der Kindergeldzahlung) 

Der Regierungsentwurf sah als Träger der Kin- 
dergeldzahlung teils die bei den Berufsgenossen- 
schaften errichteten Familienausgleichskassen, teils 
die Träger dör gesetzlichen Unfallversicherung, 
soweit sie nicht Berufsgenossenschaften sind, ins- 
besondere die Träger der gemeindlichen Unfall- 
versicherung vor. Hiergegen wandte sich, wie oben 
bereits erwähnt wurde, die SPD, die in Abwei- 
chung von der bisherigen Konzeption die Auszah- 
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lung des Kindergeldes für den durch den Entwurf 
erfaßten Restkreis von Berechtigten, den Finanz- 
ämtern übertragen haben wollte. Einen dahin- 
gehenden Antrag lehnte die Mehrheit des Aus- 
schusses ab. Sie hielt die Beibehaltung des bis- 
herigen Systems auch für die Restgruppen der bis- 
her nicht erfaßten Erwerbstätigen für zweckmäßi- 
ger und überließ ihre Betreuung entsprechend dem 
Regierungsentwurf den Trägern der gesetzlichen 
Unfallversicherung, soweit sie nicht Berufsgenos- 
senschaften sind. 

Auch für die ehemals Erwerbstätigen, soweit sie 
nicht allzu lange Zeit dem Erwerbsleben fernste- 
hen, glaubte die Mehrheit des Ausschusses die wei- 
tere Verbindung mit den bisherigen Trägern der 
Kindergeldzahlung und damit ihre Betreuung 
durch sie aus dem Gedanken heraus rechtfertigen 
zu können, daß jeder Berufsgruppe eine gewisse 
Verpflichtung obliege, für ihre ehemaligen Be- 
rufsgenossen und deren Hinterbliebene zu sorgen. 

Für den verbleibenden Rest von nicht Erwerbs- 
tätigen hatte der Regierungsentwurf die Träger 
der gemeindlichen Unfallversicherung als Träger 
der Kindergeldzahlung vorgesehen. Die Betreu- 
ung dieses zahlenmäßig sehr geringen Personen- 
kreises, der keine oder durch Zeitablauf nur ge- 
ringe Beziehungen zu einer Berufsgruppe hat, 
wurde durch Beschluß der Mehrheit des Ausschus- 
ses einzelnen regional bestimmten Familienaus- 
gleichskassen übertragen; für diesen Personenkreis 
hat der Bund nach § 7 des Entwurfs die Aufwen- 
dungen zu erstatten. Der Ausschuß war sich darin 
einig, daß auf Grund der Sonderstellung Berlins 
die Bezirksstelle der Familienausgleichskasse des 
Nordwestdeutschen Baugewerbes, Hannover, in 
Berlin die Geschäftsabwicklung vollzieht. 

Hiernach sieht der Entwurf in § 3 Abs. 1 als 
Träger der Kindergeldzahlung den Träger der ge- 
setzlichen Unfallversicherung für die Personen vor, 
die bei einem anderen Träger der gesetzlichen Un- 
fallversicherung als der Berufsgenossenschaft ver- 
sichert sind. 

Den Teil der nicht Erwerbstätigen, für die die 
bisherigen Familienausgleichskassen auch nach dem 
Ausscheiden aus der Erwerbstätigkeit zu sorgen 
und die Mittel aufzubringen haben, hat der Aus- 
schuß in anderer Weise als der Entwurf der Bun- 
desregierung abgegrenzt. Man hielt es für ange- 
zeigt, Personen, die nach dem 31. Dezember 1954 
aus einer Erwerbstätigkeit ausgeschieden sind, so- 
wie Witwen und Witwer von Personen, die nach 
dem 31. Dezember 1954 eine Erwerbstätigkeit aus- 
geübt haben, dann bei dem bisherigen Träger der 
Kindergeldzahlung zu belassen, wenn die Erwerbs- 
tätigkeit unmittelbar vor dem Ausscheiden wäh- 
rend der Dauer eines Jahres ununterbrochen aus- 
geübt worden ist und beim Ausscheiden ein An- 
spruch auf Kindergeld nach dem Kindergeldgesetz 
oder ein Anspruch als Erwerbstätiger nach dem 
Entwurf bestanden hat. Durch diese Regelung 
dürften zunächst die für alle übrigen Personen zu- 


ständigen Träger der Kindergeldzahlung eine grö- 
ßere Zahl von Berechtigten erhalten. Diese Zahl 
wird aber im Laufe der Jahre sehr stark ab- 
nehmen. 

Die vom Ausschuß verabschiedete Neufassung 
des § 3 Abs. 1 Nr. 2 macht die Vorschrift des § 2 
Abs. 3 Satz 2 des Entwurfs der Bundesregierung 
überflüssig. Hiernach war als Träger der Kinder- 
geldzahlung für Arbeitslose, die nach dem Dritten 
Abschnitt des Kindergeldanpassungsgesetzes kei- 
nen Anspruch auf Kindergeld haben, weil sie nach 
§ 93 c AVAVG wegen Arbeitsunwilligkeit oder nach 
§ 114 AVAVG wegen unentschuldigter Unterlas- 
sung der Meldungen beim Arbeitsamt keine Ar- 
beitslosenunterstützung oder Arbeitslosenfürsorge- 
unterstützung beziehen, der Träger der gemeind- 
lichen Unfallversicherung vorgesehen. Denn der 
Wirtschaft konnte nicht zugemutet werden, das 
Kindergeld für alle Angehörigen dieses Personen- 
kreises zu zahlen, die ihren Anspruch auf Kinder- 
geld nach dem Dritten Abschnitt des Kindergeld- 
anpassungsgesetzes in aller Regel gerade deswegen 
verloren haben, weil sie nicht bereit sind, ihre 
Arbeitskraft in der Wirtschaft einzusetzen. Da die 
Vorschrift des neuen § 3 Abs. 1 Nr. 2 des Entwurfs, 
der die nach dem 31. Dezember ausgeschiedenen 
Erwerbstätigen dem zuletzt zuständigen Träger 
der Kindergeldzahlung nur dann zuweist, wenn 
diese Erwerbstätigen vor dem Ausscheiden einen 
Anspruch auf Kindergeld nach dem Kindergeld- 
gesetz oder als Erwerbstätige nach dem Entwurf 
hatten und während der Dauer eines Jahres un- 
unterbrochen tätig waren, fallen diese nicht aus 
der Arbeitslosenversicherung oder der Arbeits- 
losenfürsor^e unterstützten Arbeitslosen im Regel- 
fälle dem Träger der Kindergeldzahlung nach 5 3 
Abs. 1 Nr. 3 fRestgrutme der Erwerbstätigen) und 
nur noch bei Erfüllung der Voraussetzung des § 3 
Abs. 1 Nr. 2 (siehe oben) der Wirtschaft zur Last. 
Der Ausschuß war der Ansicht, daß in diesen Fäl- 
len aber der Wirtschaft durchaus zugemutet wer- 
den könne, das Kindergeld zu tragen. 

Für alle übrigen nicht Erwerbstätigen richtet sich 
die Zuständigkeit der Familienausgleichskassen 
nach dem Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt 
der Berechtigten. 

In § 3 Abs. 2 des Entwurfs ist für den Fall, daß 
mehrere Träger der Kindergeldzahlung zuständig 
sind, die Reihenfolge der Zuständigkeiten ge- 
regelt. 

§ 3 wurde bei Stimmenthaltung der SPD ange- 
nommen. Die Vertreter der SPD erklärten, die Re- 
gelung des § 3 werde deshalb nicht akzeptiert, weil 
hiernach Träger der Unfallversicherung unmittel- 
bar mit Aufgaben des Kindergeldgesetzes beauf- 
tragt würden. Im Hinblick darauf, daß die Unfall- 
versicherung der Arbeitnehmer des Bundes und 
der Länder nicht durch Körperschaften des Öffent- 
lichen Rechts, sondern durch Behörden (Ausfüh- 
rungsbehörden) durchgeführt wird, erschien es der 
Mehrheit des Ausschusses rechtlich nicht möglich, 
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bei diesen Behörden Familienausgleichskassen als 
öffentlich-rechtliche Körperschaften zu errichten. 
Der Verzicht auf die Einrichtung selbständiger 
öffentlich-rechtlicher Körperschaften erschien der 
Mehrheit des Ausschusses auch deshalb gerecht- 
fertigt, weil die Mehrzahl dieser Träger Kinder- 
geld nur an eine kleine Zahl von Berechtigten zu 
gewähren hat; die bei ihnen gegen Unfall ver- 
sicherten Arbeitnehmer erhalten nämlich in der 
überwiegenden Mehrzahl Kindergeld nach den all- 
gemeinen tariflichen Bestimmungen des Öffent- 
lichen Dienstes und fallen damit nicht unter die 
Betreuung durch diese Träger. 

Zu § 4 (Wechsel der Zuständigkeit) 

Der neue § 4 enthält eine Zusammenfassung der 
in den Vorschriften der Absätze 3 und 4 des § 3 
sowie des § 4 des Regierungsentwurfs enthaltenen 
Rechtsgedanken. Durch § 4 soll vor allem sicher- 
gestellt werden, daß bei einem Wechsel der Zu- 
ständigkeit des Trägers der Kindergeldzahlung für 
den Berechtigten eine Unterbrechung in der Zah- 
lung des Kindergeldes nicht eintritt. Die Vor- 
schriften des § 4 sollen nicht nur innerhalb des 
Geltungsbereichs des Entwurfs, sondern auch für 
die gesamten gesetzlichen Kindergeldregelungen 
gelten. 

Demgemäß bestimmt Absatz 1 des Entwurfs, daß 
von den Trägern der Kindergeldzahlung nach dem 
Entwurf, dem Kindergeldgesetz, dem Dritten Ab- 
schnitt des Kindergeldanpassungsgesetzes oder dem 
Bundesversorgungsgesetz Kindergeld vorläufig zu 
gewähren ist, solange ein den Anspruch auf Kin- 
dergeld ausschließender Anspruch auf Leistungen 
für Kinder aus der Sozialversicherung noch nicht 
erfüllt wird; d. h. solange beispielsweise das Ren- 
tenverfahren einer erwerbsunfähig gewordenen 
Berechtigten noch nicht abgeschlossen ist und daher 
der Kinderzuschuß noch nicht gezahlt wird, hat der 
bisherige Träger der Kindergeldzahlung das Kin- 
dergeld weiterzugewähren. 

Nach Absatz 2 haben die Träger der Kinder- 
geldzahlung für die durch den Entwurf erfaßten 
Nichterwerbstätigen gleichfalls das Kindergeld 
vorläufig zu gewähren, solange eine den Anspruch 
auf Kindergeld nach § 2 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 oder 
Satz 2 ausschließende Leistung noch nicht gewährt 
wird. 

Absatz 3 sichert in Anlehnung an die Vorschrif- 
ten der §§ 1735 ff. der Reichsversicherungsordnung, 
daß der Berechtigte bei einem negativen Kompe- 
tenzkonflikt der in Absatz 1 bezeichneten Träger der 
Kindergeldzahlung keine Nachteile hat. Hält ein 
Träger, der das Kindergeld bisher gewährt hat 
oder bei dem es zuerst beantragt worden ist, einen 
anderen Träger für zuständig, so hat er das Kin- 
dergeld vorläufig zu gewähren. Der vorläufig zah- 
lende Träger hat nach Absatz 4 die vorläufige Ge- 
währung dem für zuständig erachteten Leistungs- 
pflichtigen mit der Aufforderung zur Anerkennung 
seiner Leistungspflicht mitzuteilen. In Höhe des 


vorläufig gewährten Kindergeldes gilt der An- 
spruch gegen den Leistungspflichtigen als erfüllt. 
Der Leistungspflichtige, der notfalls durch das So- 
zialgericht oder das Verwaltungsgericht festzustel- 
len ist, hat die Aufwendungen zu erstatten. 

Zu § 5 (Anwendung von Vorschriften des Kinder- 
geldgesetzes) 

Die Vorschriften des Kindergeldgesetzes im 
Ersten, Zweiten und Sechsten Abschnitt, aus dem 
Dritten Abschnitt die Vorschriften des § 10 über 
die Beitragsbefreiung sowie die Mehrzahl der 
Übergangsbestimmungen finden mit Ausnahme des 
§ 1 entsprechende Anwendung. 

Um die Doppelbelastung der nach dem Entwurf 
Beitragspflichtigen auszuschalten, wurde § 7 des 
Kindergeldgesetzes, der die sich aus dem Zusam- 
mentreffen des Kindergeldes mit Leistungen auf 
Grund des Arbeitsverhältnisses für den Beitrags- 
pflichtigen ergebenden Möglichkeiten der Lösung 
seiner bisherigen Verpflichtungen regelt, mit der 
Maßgabe für anwendbar erklärt, daß die Lösung 
aus der bisherigen Verpflichtung innerhalb von 6 
Monaten nach Inkrafttreten des Gesetzes erfolgen 
kann. 

§ 1 und § 3 Abs. 2 des Kindergeldgesetzes wur- 
den durch die §§ 1 und 2, der Siebente Abschnitt 
des Kindergeldgesetzes über Ordnungsstrafen 
durch den § 9 des Entwurfs ersetzt, während die 
Aufbringung der Mittel in § 7 des Entwurfs be- 
handelt wird. 

Die organisatorischen Bestimmungen des Kin- 
dergeldgesetzes konnten nicht für entsprechend an- 
wendbar erklärt werden. Die Träger der gesetz- 
lichen Unfallversicherung, die keine Berufsgenos- 
senschaften sind, werden nach Absatz 2, wie 
bereits zu § 3 dargelegt wurde, unmittelbar 
mit der Kindergeldzahlung beauftragt, ohne daß 
bei ihnen, wie im Kindergeldgesetz, Familienaus- 
gleichskassen als selbständige Körperschaften des 
öffentlichen Rechts errichtet werden. Auf sie fin- 
den daher an Stelle der in § 29 des Kindergeldgeset- 
zes für die Berufsgenossenschaften geltenden Vor- 
schriften die für sie selbst geltenden Vorschriften 
der gesetzlichen Unfallversicherung Anwendung. 

Zu § 6 (Beschäftigte bei den Alliierten) 

Die Alliierten haben sich für die bei ihnen Be- 
schäftigten mit der Gewährung des Kindergeldes 
durch die amtlichen deutschen Lohnstellen zu La- 
sten des Verteidigungskostenhaushalts einverstan- 
den erklärt. Leistungen auf Grund dieser Rege- 
lungen in Höhe von mindestens 25 DM für das 
dritte und jedes weitere Kind im Sinne des Kin- 
dergeldgesetzes gelten als anerkannte Leistungen 
im Sinne des § 32 des Kindergeldgesetzes. Die für 
dieses Kindergeld Leistungspflichtigen haben keine 
Ausgleichsbeiträge an die Familienausgleichskassen 
nach § 10 Abs. 4 des Kindergeldgesetzes zu ent- 
richten. Sollten einige Gruppen der bei den Alliier- 
ten Beschäftigten kein Kindergeld durch die Lohn- 
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stellen erhalten, so bleibt für sie der nach § 3 
Abs. 1 Nr. 1 des Entwurfs bezeichnete Träger der 
Kindergeldzahlung zuständig, d. h. der Träger der 
gesetzlichen Unfallversicherung, bei dem diese Be- 
schäftigten versichert sind. Sollte eine Gruppe der 
bei den Alliierten Beschäftigten ohne Einschaltung 
der Lohnstellen Kindergeld erhalten, so würde 
diese Regelung nach § 32 des Kindergeldgesetzes 
von dem Träger der Kindergeldzahlung als Lei- 
stung im Sinne des Entwurfs anzuerkennen sein; 
auch die Möglichkeit einer Lossagung nach § 7 des 
Kindergeldgesetzes würde bestehen. 


Zu § 7 (Beiträge) 

Soweit die bei den Berufsgenossenschaften er- 
richteten Familienausgleichskassen Träger der Kin- 
dergeldzahlung für nicht mehr erwerbstätige Perso- 
nen sind, kommen die Vorschriften des Kindergeld- 
gesetzes über die Aufbringung der Mittel unmit- 
telbar zur Anwendung. Diese Vorschriften konnten 
jedoch für die übrigen Träger der Kindergeldzah- 
lung nach § 3 (die staatlichen Ausführungsbehör- 
den, die Eigenunfallversicherungsträger der Städte, 
sowie die Träger der gemeindlichen Unfallversiche- 
rung) nicht für entsprechend anwendbar erklärt wer- 
den, da für diese Träger die Vorschriftenüber die Auf- 
bringung der Mittel bei den Berufsgenossenschaf- 
ten nach § 894 RVO nicht gelten und diese Träger 
auch in der Unfallversicherung z. T. keine Beiträge 
erheben. Diese werden insbesondere dann nicht er- 
hoben, wenn der Bund und die Länder Träger der 
gesetzlichen Unfallversicherung sind, während die 
gemeindlichen Unfallversicherungsverbände stets 
und die Städte mit Eigenunfallversicherung nur 
zum Teil und zwar nur für die angeschlossenen 
Unternehmen Beiträge erheben. Der Entwurf sieht 
vor, daß die Aufbringung der Mittel für die Kin- 
dergeldzahlung nach den Vorschriften über die 
Aufbringung der Mittel für die Unfallversicherung 
erfolgt. Für die dem Bund und den Ländern ange- 
schlossenen Unternehmen sind die Aufwendungen 
nach dem Entwurf ebenso wie diejenigen der Un- 
fallversicherung aus allgemeinen Haushaltsmitteln 
zu bestreiten. 

Während der Entwurf der Bundesregierung die 
Möglichkeit vorsah, Haushaltungsvorstände, die 
krankenversicherungspflichtige Personen beschäf- 
tigen, unter bestimmten Voraussetzungen zur Bei- 
tragsleistung heranzuziehen, bestimmt der Ent- 
wurf in Absatz 2 die Beitragsfreiheit für Haus- 
haltungsvorstände. Der Ausschuß wollte eine zu- 
sätzliche Belastung, insbesondere der kinderreichen 
Haushaltungen vermeiden. 

Ebenso wie im Kindergeldgesetz haben die Bei- 
tragspflichtigen auf Anfordern Vorschüsse zu lei- 
sten (Absatz 3). Diese Vorschrift war erforderlich, 
da die entsprechende Vorschrift des § 738 RVO, 
die auf die Berufsgenossenschaften Anwendung 
findet, für die Träger der gemeindlichen Unfallver- 
sicherung nicht gilt. 


Soweit ein Träger der gesetzlichen Unfallver- 
sicherung Rücklagen anzusammeln hat, ist § 12 des 
Kindergeldgesetzes entsprechend anzuwenden. 
Hiernach soll die Rücklage das Dreifache der Mo- 
natsausgabe des jeweiligen Trägers der Kinder- 
geldzahlung nicht übersteigen (Absatz 4). 

Nach Absatz 5 sind die Mittel für die Kinder- 
geldzahlung getrennt von den Mitteln für die Un- 
fallversicherung zu verwalten. Diese Vorschrift 
gilt für die Fälle, in denen Träger der gesetzlichen 
Unfallversicherung unmittelbar Träger der Kin- 
dergeldzahlung sind. 

Entsprechend der Anregung des Bundesrates 
wurde in Absatz 6 bestimmt, daß, soweit für nicht 
mehr erwerbstätige Personen nach § 3 Abs. 1 Nr. 2 
des Entwurfs Träger der Kindergeldzahlung eine 
Familienausgleichskasse ist, die Vorschriften der 
§§ 9 bis 14 des Kindergeldgesetzes über die Auf- 
bringung der Mittel entsprechend gelten. Hieraus 
ergibt sich, daß die Familienausgleichskassen die 
Mittel für diesen Personenkreis selbst aufzubringen 
haben. 

Nach Absatz 7 sind die Aufwendungen und Ver- 
waltungskosten für die nicht oder nicht mehr er- 
werbstätigen Personen, die nach § 3 Abs. 1 Nr. 3 
des Entwurfs einzelnen regional bestimmten Fami- 
lienausgleichskassen zugewiesen sind, diesen Kas- 
sen vom Bund zu erstatten. 

^u § 8 (Empfänger von Fürsorgeleistungen) 

§ 8 enthält eine Sondervorschrift, durch die die 
Vorschriften des § 2 Abs. 1 Nr. 2 und 3 einge- 
schränkt werden. 

Es erschien der Mehrheit des Ausschusses nicht 
zweckmäßig, Fürsorgeempfänger, die bei Inkraft- 
treten dieses Gesetzes Leistungen zu dem laufen- 
den Lebensunterhalt erhalten, an die Träger der 
Kindergeldzahlung zu verweisen, die bei einer 
Fortsetzung der früheren Erwerbstätigkeit zu- 
ständig sein würden. 

Da die Richtsätze der öffentlichen Fürsorge stets 
25 DM für das Kind erreichen und bei der über- 
wiegenden Zahl der Fürsorgeverbände diesen Be- 
trag nicht unwesentlich übersteigen, würden sich 
die Bezüge der Hilfsbedürftigen auch bei einer 
Verweisung an den Träger der Kindergeldzahlung 
im Regelfälle nicht verbessern. Lediglich, soweit 
die Unterstützungsleistung infolge der Anrech- 
nung von Einkommen auf einen geringeren Betrag 
als 25 DM sinkt, oder, falls das dritte oder ein wei- 
teres Kind — weil es Einkommen in ausreichender 
Höhe bezieht — bei der Bemessung der Unter- 
stützungsleistung nach dem Fürsorgerecht nicht be- 
rücksichtigt wird, war sicherzustellen, daß auch in 
diesen Fällen der Auszahlungsbetrag nicht gerin- 
ger ist als das Kindergeld. 

Für die Personen, denen bei Inkrafttreten des Ge- 
setzes Fürsorgeunterstützung für den laufenden 
Lebensunterhalt gewährt wird und die drei und 
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mehr Kinder im Sinne des Kindergeldgesetzes 
haben, sieht daher § 8 Abs. 1 des Entwurfs vor, 
daß für das dritte und jedes weitere Kind, für 
das kein Anspruch auf eine andere in § 2 Abs. 2 
des Entwurfs bezeichnete Leistung (Kindergeld 
nach dem Kindergeldgesetz, dem Dritten Abschnitt 
des Kindergeldanpassungsgesetzes, Kindergeld, 
Waisenrente oder Waisenbeihilfe nach dem Bun- 
desversorgungsgesetz, Waisenrente aus der gesetz- 
lichen Unfall- oder Rentenversicherung, Unter- 
haltshilfe für Vollwaisen nach dem Lastenaus- 
gleichsgesetz, Waisenrente nach den Vorschriften 
über die Entschädigung der Opfer der national- 
sozialistischen Verfolgung, Leistungen nach § 8 die- 
ses Gesetzes und Zuschläge für Unterhaltshilfe 
nach dem Lastenausgleichsgesetz), auf Kinder- 
zulage oder Kinderzuschuß aus der Sozialversiche- 
rung oder auf Kindergeld nach § 1 Abs. 1 Nr. 1 
des Entwurfs (Erwerbstätige, die bei einem ande- 
ren Träger der gesetzlichen Unfallversicherung als 
der Berufsgenossenschaft versichert sind) besteht, 
Fürsorgeunterstützung mindestens in Höhe des 
Kindergeldgesetzes — also mindestens 25 DM — 
zu gewähren ist, und zwar unabhängig von dem 
Bedarf der übrigen, zur Haushaltsgemeinschaft 
gehörigen Personen. 

Die Fürsorgeverbände werden damit zu einer 
Leistung verpflichtet, die in Einzelfällen über die 
Deckung des nach den Vorschriften des Fürsorge- 
rechts zu bemessenden Bedarfs hinausgeht. Da es 
sich um einen auslaufenden Personenkreis handelt, 
die soziale Gerechtigkeit eine Regelung gebietet 
und eine Verweisung an einen Träger der Kinder- 
geldzahlung für den Hilfsbedürftigen und für die 
Verwaltung zu unangemessenen Erschwerungen 
führen würde, erschien dem Ausschuß diese Rege- 
lung angezeigt. 

Satz 2 des Absatzes 1 bestimmt ausdrücklich, 
daß eine Ersatzleistung an den Fürsorgeverband 
für die hiernach gewährten Unterstützungsleistun- 
gen bis zur Höhe des Kindergeldes nicht zu erfol- 
gen hat. 

Für die Empfänger laufender Leistungen der 
wirtschaftlichen Tuberkulosenfürsorge hat der 
Ausschuß die Vorschriften des Absatzes 1 über die 
Empfänger von Fürsorgeleistungen für entspre- 
chend anwendbar erklärt. 

Zu § 9 (Ordnungswidrigkeiten) 

Im Kindergeldgesetz gilt wegen des engen Zu- 
sammenhanges der Familienausgleichskassen mit 
den Berufsgenossenschaften in Organisation und 
Beitragsverfahren das Ordnungsstrafrecht der 
Reichsversicherungsordnung (§ 30 ff. des Kinder- 
geldgesetzes). Die entsprechende Regelung ist nach 
dem Entwurf auch vorgesehen, soweit die Fami- 
lienausgleichskassen nach § 3 Abs. 1 Nr. 2 und 3 
des Entwurfs Träger der Kindergeldzahlung für 
Nichterwerbstätige sind. 


Da das Ordnungsstrafrecht des Dritten Buchs 
der Reichsversicherungsordnung nur für die Be- 
rufsgenossenschaften und nicht für die anderen 
Träger der gesetzlichen Unfallversicherung gilt, 
hat es der Ausschuß für möglich gehalten, für diese 
Träger der gesetzlichen Unfallversicherung an 
Stelle des Ordnungsstrafrechts der Reichsversiche- 
rungsordnung das Gesetz über Ordnungswidrigkei- 
ten zur Anwendung zu bringen. Der Ausschuß hat 
damit für diese Träger der seinerzeitigen Stel- 
lungnahme des Rechts ausschusses des Bundesrates 
zum Ordnungsstrafrecht des Kindergeldgesetzes 
Rechnung getragen. 

B. Änderungen von Gesetzen 

Die §§ 10 bis 16 enthalten die Änderungen ver- 
schiedener Gesetze, die Leistungen für Kinder vor- 
sehen. Die Änderungen sind notwendig, um die 
einzelnen Vorschriften miteinander zu verzahnen 
und sicherzustellen, daß gleiche Tatbestände in den 
verschiedenen Gesetzen im wesentlichen nach glei- 
chen Grundsätzen behandelt werden. In diesem 
Zusammenhang sind auch einige Vorschriften der 
bisherigen Kindergeldgesetzgcbung, die sich als 
verbesserungsbedürftig erwiesen haben, geändert 
bzw. ergänzt worden. Der Ausschuß ist dabei weit- 
gehend den Anregungen der Sachverständigen ge- 
folgt. 

Zu § 10 (Änderung des Kindergeldgesetzes) 

Zu Nr. 1 

Nach § 2 Abs. 1 Satz 2 des Kindergeldgesetzes 
ist Kindergeld für Kinder vom 18. bis zum 25. Le- 
bensjahr zu zahlen, wenn sie auf Kosten des Be- 
rechtigten unterhalten und für einen Beruf aus- 
gebildet werden. Die Frage, unter welchen Voraus- 
setzungen Kinder bei eigenem Einkommen oder 
Zuschüssen von dritter Seite noch auf Kosten des 
Berechtigten unterhalten werden, hat in der Praxis 
zu Zweifeln und zum Teil auch unbilligen Ergeb- 
nissen geführt. Nach der Auffassung des Ausschus- 
ses kann, ohne in die Prüfung des Einzelfalles ein- 
zutreten, als Regelfall unterstellt werden, daß Kin- 
der in Berufsausbildung sich nicht selbst ausrei- 
chend unterhalten können. Nach der vom Aus- 
schuß beschlossenen Fassung des § 2 Abs. 1 Satz 2 
des Kindergeldgesetzes ist demnach der Kinder- 
geldanspruch für in Berufsausbildung befindliche 
Kinder nicht mehr davon abhängig, daß die Kinder 
auf Kosten des Berechtigten unterhalten werden. 
Aus dem Wegfall dieser Voraussetzungen ergibt 
sich auch eine beachtliche Ersparnis an Verwal- 
tungsarbeit. Es erschien dem Ausschuß weiter als 
ein Gebot der Gerechtigkeit, in Anlehnung an ent- 
sprechende Vorschriften in der Kriegsopferversor- 
gung und im öffentlichen Dienst den in Berufsaus- 
bildung befindlichen Kindern solche Kinder gleich- 
zustellen, die wegen körperlicher oder geistiger Ge- 
brechen außerstande sind, sich selbst zu unter- 
halten. 
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Zu Nr. 2 

§ 3 Abs. 1 des Kindergeldgesetzes regelt die 
Rangfolge, wenn mehrere Personen, etwa Vater 
und Mutter oder Vater und Stiefvater, für das 
gleiche Kind die Anspruchsvoraussetzungen nach 
dem Kindergeldgesetz erfüllen. In Übereinstim- 
mung mit dem Entwurf der Bundesregierung hat 
der Ausschuß zunächst eine Ergänzung dahin vor- 
genommen, daß diese Rangfolge auch dann maß- 
gebend ist, wenn für das gleiche Kind ein Erwerbs- 
tätiger die Anspruchsvoraussetzungen nach dem 
Kindergeldgesetz, ein anderer Erwerbstätiger die 
Anspruchsvoraussetzungen nach dem Kindergeld- 
ergänzungsgesetz erfüllt. Die gleiche Rangfolge soll 
nach dem Beschluß des Ausschusses aber auch dann 
gelten, wenn für das gleiche Kind eine Person die 
Anspruchsvoraussetzungen als Erwerbstätiger nach 
dem Kindergeldgesetz oder dem Kindergeldergän- 
zungsgesetz, eine andere Person die Anspruchsvor- 
aussetzungen als Arbeitsloser nach dem Kinder- 
geldanpassungsgesetz erfüllt. Der im § 3 des Kin- 
dergeldanpassungsgesetzes in der derzeitigen Fas- 
sung festgelegte Grundsatz, daß ein Anspruch auf 
Kindergeld nach dem Kindergeldgesetz den An- 
spruch nach dem Dritten Abschnitt des Kindergeld- 
anpassungsgesetzes in jedem Falle ausschließt, 
kann daher nicht mehr gelten. Nach der im § 11 
Nr. 1 des Entwurfes vorgesehenen Neufassung des 
§ 3 Abs. 1 des Kindergeldanpassungsgesetzes soll 
vielmehr der Anspruch auf Kindergeld nach dem 
Dritten Abschnitt nur ausgeschlossen sein, wenn 
der Arbeitslose selbst für das gleiche Kind einen 
Anspruch auf Kindergeld nach dem Kindergeld- 
gesetz oder nach § 1 Abs. 1 des Entwurfs hat. Diese 
Regelung ist im Einklang mit Anregungen der 
Sachverständigen getroffen worden, um zu ver- 
meiden, daß z. B. bei Arbeitslosigkeit des Vaters 
der Kindergeldanspruch auf die erwerbstätige Mut- 
ter oder den erwerbstätigen Stiefvater überspringt, 
woraus sich Verzögerungen in der Auszahlung des 
Kindergeldes ergeben könnten. 

Überdies hat der Entwurf die Vorschrift des § 3 
Abs. 1 Nr. 2 insoweit ergänzt, als die Adoptiv- und 
Pflegeeltern bezüglich ihres Kindergeldanspruchs 
nicht nur den leiblichen Eltern, sondern auch den 
Stiefeltern vorausgehen, wenn sie neben diesen 
die Anspruchsvoraussetzungen erfüllen. 

Zu Nr. 3 

§ 3 Abs. 2 Nr. 1 des Kindergeldgesetzes schließt 
den Kindergeldanspruch für die Kinder von Ange- 
hörigen des öffentlichen Dienstes weitgehend aus, 
da für diese Kinder bekanntlich in anderer Weise 
gesorgt wird. Dieser Vorschrift kam in dem Kinder- 
geldgesetz keine allzu große Bedeutung bei, da 
die Arbeitnehmer des öffentlichen Dienstes im all- 
gemeinen nicht bei Berufsgenossenschaften, son- 
dern bei anderen Trägern der gesetzlichen Unfall- 
versicherung versichert sind. Nach der Erweiterung 
des Personenkreises der Anspruchsberechtigten 
durch § 1 des Entwurfs erschien es notwendig, 
unter Aufrechterhaltung des Grundprinzips die 


Vorschrift neu zu fassen und dabei die verschiede- 
nen Gruppen des öffentlichen Dienstes aufzuglie- 
dern. § 3 Abs. 2 Nr. 1 in der vom Ausschuß be- 
schlossenen Fassung schließt den Kindergeldan- 
spruch für die Kinder von Beamten, Richtern und 
Soldaten aus, die Bezüge unter Anwendung besol- 
dungsrechtlicher Vorschriften über Kinderzuschläge 
erhalten. Beamte und Richter, die nur ehrenamt- 
lich tätig sind, sind damit von dem Bezug des Kin- 
dergeldes nicht ausgeschlossen. Das gleiche gilt für 
kleine Gruppen von Beamten, für deren Bezüge 
keine Kinderzuschläge vorgesehen sind. § 3 Abs. 2 
Nr. 2 schließt den Kindergeldanspruch für Kinder von 
Arbeitnehmern des öffentlichen Dienstes aus, so- 
weit ihre Dienstherren Regelungen anwenden, die 
den allgemeinen tariflichen Bestimmungen des 
Bundes oder der Länder über Kinderzuschläge 
(TO A und TO B) entsprechen. Nur wenn diese 
typischen Kinderzuschläge des öffentlichen Dien- 
stes, die vom ersten Kind an gezahlt werden, zur 
Anwendung kommen, erscheint dem Ausschuß in 
Übereinstimmung mit der Regierungsvorlage der 
Ausschluß des Kindergeldanspruchs gerechtfertigt. 
Soweit die Dienstherren ungünstigere Regelungen 
als die TO A und TO B anwenden, insbesondere 
erst Leistungen für Kinder ab drittem Kind ge- 
währen, besteht keine Veranlassung, automatisch 
den Kindei'geldanspruch auszuschließen und damit 
die Dienstherren nach § 10 Abs. 2 des Kindergeld- 
gesetzes von der Beitragspflicht zu befreien. Solche 
Dienstherren haben die Möglichkeit, entweder die 
von ihnen gewährten Leistungen nach § 3 des Kin- 
dergeldgesetzes als Leistungen im Sinne des Kin- 
dergeldgesetzes anerkennen zu lassen oder sich 
nach § 7 des Kindergeldgesetzes von den Verpflich- 
tungen gegenüber ihren Arbeitnehmern loszusagen. 
Soweit die allgemeinen tariflichen Regelungen des 
öffentlichen Dienstes in einzelnen Punkten ungün- 
stiger sind als diejenigen des Kindergeldgesetzes, 
will die Regierungsvorlage laut Begründung die 
Anpassung der Tarifpolitik überlassen. 

Der Ausschuß konnte sich dieser Auffassung nicht 
für alle Gruppen der teilbeschäftigten Arbeitneh- 
mer des öffentlichen Dienstes anschließen. Bei einer 
bloßen Teilbeschäftigung, wie sie insbesondere in 
der Forstwirtschaft vorkommt, dürfte diese An- 
passung nach Auffassung des Ausschusses auf prak- 
tische Schwierigkeiten stoßen und die Gefahr mit 
sich bringen, daß Kinderreiche zu vorübergehen- 
den oder teilweisen Beschäftigungen im öffent- 
lichen Dienst nicht hinreichend berücksichtigt wer- 
den. Der Entwurf sieht daher nunmehr vor, daß 
die Ausnahmevorschriften des § 3 nur für solche 
Arbeitnehmer gelten, deren Beschäftigung drei 
Viertel der regelmäßigen Arbeitszeit erreicht. Die 
Dienstherren der Teilbeschäftigten haben die Mög- 
lichkeit, sich nach § 7 des Kindergeldgesetzes von 
ihren tariflichen Verpflichtungen zu Leistungen für 
die dritten und die weiteren Kinder loszusagen, 
und zwar innerhalb der in § 5 Abs. 1 Satz 2 des 
Entwurfs festgesetzten Frist. 

Für Empfänger von Versorgungsbezügen nach 
beamtenrechtlichen Vorschriften oder Grundsätzen 
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muß das zu § 3 Abs. 2 Nr. i und 2 Gesagte gelten, 
da nach diesen Vorschriften die Kinderzuschlag- 
regelung des öffentlichen Dienstes Anwendung 
findet. Da für Empfänger von Waisengeld die be- 
soldungsrechtlichen Vorschriften über Kinderzu- 
schläge Anwendung finden und zwar nicht nur 
dann, wenn es sich um Vollwaisen handelt oder 
auch dann, wenn die Mutter, etwa infolge ihrer 
Wiederverheiratung, kein Witwengeld erhält, muß 
zur Vermeidung gleichzeitiger Zahlung von Kin- 
dergeld und Kinderzuschlag nach beamtenrecht- 
lichen Vorschriften der Kindergeldanspruch für 
diesen Personenkreis ausgeschlossen werden. 

Der Ausschuß hat den Kreis der karitativen Ein- 
richtungen, deren Arbeitnehmer vom Kindergeld- 
anspruch ausgeschlossen sind, wenn ihnen von die- 
sen Einrichtungen Leistungen für Kinder gewährt 
werden, die mindestens denen des Kindergeldge- 
setzes entsprechen, so erweitert, wie es der Ent- 
wurf der Bundesregierung vorsieht. Darüber hin- 
ausgehende Anregungen, alle gemeinnützigen 
Organisationen den karitativen Einrichtungen 
gleichzustellen, glaubte die Mehrheit des Ausschus- 
ses nicht entsprechen zu können. Die Teilbeschäf- 
tigten bei den karitativen Einrichtungen bleiben 
in gleicher Weise dem Kindergeldgesetz unterstellt 
wie die Teilbeschäftigten des öffentlichen Dienstes. 

Zu Nr. 4 

Die Vorschrift des § 4 Abs. 2 des Kindergeldge- 
setzes, wonach der Antrag noch in dem Monat ge- 
stellt werden muß, in dem die Voraussetzungen für 
die Kindergeldgewährung erfüllt sind, kann nach 
Auffassung des Ausschusses zu sachlich unbegrün- 
deter Ablehnung des Kindergeldes führen, zumal, 
da die Arbeitsministerien der Länder gegen die 
anfänglich großzügige Auslegung der Vorschrift 
durch die Familienausgleichskassen rechtliche Be- 
denken geltend gemacht haben. Nach dem Beschluß 
des Ausschusses soll der Antrag noch innerhalb 
von drei Monaten gestellt werden können. Es er- 
schien dem Ausschuß im übrigen angebracht, eine 
dem § 1613 Abs. 6 der Reichsversicherungsordnung 
entsprechende Vorschrift zu übernehmen, wonach 
der Eingang des Antrages bei einem Träger der 
Kindergeldzahlung, einer inländischen Behörde 
oder einem Träger der Sozialversicherung zur 
Wahrung der Frist genügt. 

Z u N r. 5 

Die Vorschrift stellt sicher, daß der Grundsatz 
des § 5 Abs. 2 des Kindergeldgesetzes, wonach bei 
mehrfacher Erwerbstätigkeit für die Zuständigkeit 
die Tätigkeit mit dem höchsten Einkommen maß- 
gebend ist, auch Anwendung findet, wenn ein Be- 
rechtigter sowohl eine unter das Kindergeldgesetz 
fallende wie eine unter das Kindergeldergänzungs- 
gesetz fallende Erwerbs tätigkeit ausübt. 

ZuNr.6 

Die Änderung der Vorschrift des § 10 Abs. 2 des 
Kindergeldgesetzes, wonach der öffentliche Dienst 
und die diesem gleichgestellten karitativen Ein- 


richtungen von der Beitragspfiicht unter gewissen 
Voraussetzungen befreit sind, ist notwendig, um die 
Übereinstimmung mit den neu gefaßten Vorschrif- 
ten des § 3 Abs. 2 über den Ausschluß des Kinder- 
geldanspruchs herzustellen. 

Z u N r. 7 

Da sich in der Praxis bei der Heranziehung der 
nach § 32 des Kindergeldgesetzes von der Beitrags- 
pflicht Befreiten zu Vorschüssen auf die Aus- 
gleichsbeiträge Schwierigkeiten ergeben haben, er- 
schien es dem Ausschuß zweckmäßig, eine solche 
Vorschußpflicht ausdrücklich festzulegen, vor allem, 
um die Familienausgleichskassen in die Lage zu 
versetzen, die Zuschüsse für die landwirtschaft- 
lichen Familienausgleichskassen leisten zu können. 

Z u N r. 8 

§ 11 Abs. 1 des Kindergeldgesetzes sieht vor, daß 
selbständige Erwerbstätige der gewerblichen Wirt- 
schaft, deren Einkommen jährlich 4800 DM nicht 
übersteigt, grundsätzlich beitragsfrei sind. Es ist 
jedoch der Entscheidung der Vertreterversammlung 
der einzelnen Ausgleichskassen überlassen, hier- 
von abweichende Bestimmungen zu treffen, und 
zwar können für diese Selbständigen durch die 
Satzung Mindestjahresbeiträge bis zu 12 DM fest- 
gesetzt werden. Von der Möglichkeit der Festset- 
zung eines Mindestjahresbeitrags von 12 DM haben 
von den 36 Familienausgleichskassen 13 Kassen 
Gebrauch gemacht, während bei den übrigen Fami- 
lienausgleichskassen für diese Selbständigen Bei- 
träge nicht erhoben werden. Zur Beseitigung die- 
ser unterschiedlichen Beitragsbelastung der mittel- 
ständischen Selbständigen beantragte die Fraktion 
der SPD generell die Beitragsfreiheit für alle 
Selbständigen mit einem Jahreseinkommen bis zu 
4800 DM einzuführen und von der Festsetzung von 
Jahresmindestbeiträgen durch die Satzung der 
Familienausgleichskasse abzusehen. Dieser Antrag 
verfiel jedoch der Ablehnung, da befürchtet wurde, 
daß eine generelle Freistellung dieser Selbständi- 
gen in diesem Rahmen zu einer starken Beitrags- 
belastung der verbleibenden Beitragspflichtigen 
der einzelnen Familienausgleichskassen führen 
würde. Hingegen wurde zur Milderung der Bei- 
tragslast der mittelständischen Beitragspflichtigen 
ein Antrag der CDU/CSU-Fraktion einstimmig an- 
genommen, wonach Selbständige, die mithelfende 
Familienangehörige beschäftigen und für jeden 
von ihnen bisher beitragspflichtig waren, von der 
Beitragspflicht für einen in ihrem Unternehmen 
mithelfenden Familienangehörigen befreit sein 
sollen. 

ZuNr.9 

Bezieher von Arbeitslosenunterstützung und Ar- 
beitslosenfürsorgeunterstützung haben, wenn sie in 
einem Monat — sei es auch nur geringfügig oder 
zeitweise — eine Erwerbstätigkeit ausgeübt haben, 
keinen Anspruch auf Kindergeld nach dem Drit- 
ten Abschnitt des Kindergeldanpassungsgesetzes 
gegen die Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung 
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und Arbeitslosenversicherung, sondern nach dem 
Kindergeldgesetz gegen die für die Tätigkeit zu- 
ständige Familienausgleichskasse. Aus einem sol- 
chen Wechsel der Zuständigkeit haben sich in neue- 
ster Zeit Verzögerungen in der Auszahlung des 
Kindergeldes ergeben. Um solche Unzuträglichs- 
ten auszuschiieben, hat der Ausschub die von der 
Bundesregierung in der Stellungnahme zu den 
Änderungsvorschlägen des Bundesrates empfoh- 
lene Regelung, die sich inzwischen auf Grund einer 
Verwaltungsvereinbarung zwischen der Bundes- 
anstalt und dem Gesamtverband der Familienaus- 
gleichskassen bereits eingespielt hat, übernommen. 

Nach dem durch § 11 Nr. 6 des Entwurfs neu 
eingefügten § 7 a des Kindergeldanpassungsgeset- 
zes ist den Personen, die am letzten Wochentag des 
Monats Arbeitslosenunterstützung oder Arbeits- 
losenfürsorgeunterstützung beziehen, das Kinder- 
geld vom Arbeitsamt auch dann auszuzahlen, wenn 
sich auf Grund einer Erwerbstätigkeit in diesem 
Monat der Anspruch an sich gegen einen Träger 
der Kindergeldzahlung nach dem Kindergeldgesetz 
oder nach § 1 Abs. 1 Nr. 1 dieses Entwurfs richtet. 
Die Aufwendungen sind der Bundesanstalt, sowe t 
zuständiger Träger der Kindergeldzahlung eine P i- 
milienausgleichskasse ist, von dem Gesamtverb? nd, 
in den übrigen Fällen von dem zuständigen Träger 
der Kindergeldzahlung zu erstatten. 

Der Gesamtverband hat nach der von dem Aus- 
schuß beschlossenen Ergänzung des § 23 des Kin- 
dergeldgesetzes diese Erstattungsbeträge auf die 
einzelnen Familienausgleichskassen nach einem 
Schlüssel umzulegen, der sich aus dem Verhältnis 
der Zahl der Arbeitslosen aus den einzelnen Wirt- 
schaftszweigen zur Gesamtzahl der Arbeitslosen 
ergibt. 

Zu Nr. 10 

Nach dem Kindergeldgesetz erhalten deutsche 
Staatsangehörige das Kindergeld auch für Kinder, 
die nicht innerhalb der Bundesrepublik wohnen. 
Diese Regelung, die im Hinblick auf die mit der 
Teilung Deutschlands häufig verbundene Tren- 
nung der Familien getroffen war, hat in der Praxis 
zur Zahlung des Kindergeldes an Personen ge- 
führt, deren Kinder im Ausland leben, für sie nicht 
sorgen oder möglicherweise hierzu nicht in der 
Lage sind. In diesen Fällen wird es auch meist 
nicht möglich sein, durch eine Anordnung eines 
deutschen Vormundschaftsgerichts nach § 8 des 
Kindergeldgesetzes eine dem Wohl der Kinder ent- 
sprechende Regelung des Kindergeldes sicherzu- 
stellen. Außerdem haben sich daraus, daß fast alle 
Staaten den Wohnsitz der Kinder in ihrem Lande 
zur Voraussetzung für die Kindergeldgewährung 
machen, während die Bundesrepublik diese Be- 
dingung nur für ausländische Staatsangehörige gel- 
ten läßt, bei internationalen Verhandlungen 
Schwierigkeiten ergeben. Es erschien daher dem 
Ausschuß gerechtfertigt, den Anspruch auf Kinder- 
geld ohne Rücksicht auf die Staatsangehörigkeit 
der Berechtigten auf solche Kinder zu beschrän- 


ken, die ihren Wohnsitz oder ihren gewöhnlichen 
Aufenthalt in dem Gebiet des Deutschen Reichs 
nach dem Stand vom 31. Dezember 1937 haben. 

Zu Nr. 11 

Der Ausschuß hat beschlossen, die Zweifel, ob 
in § 34 Abs. 4 des Kindergeldgesetzes unter deut- 
schen Staatsangehörigen alle Deutschen im Sinne 
des Artikels 116 des Grundgesetzes zu verstehen 
sind, ausdrücklich im bejahenden Sinne klarzu- 
stellen. 

Zu § 11 (Änderung des Kindergeldanpassungsge- 
setzes) 

Abgesehen von der bereits erwähnten Änderung 
des § 3 Abs. 1 des Kindergeldanpassungsgesetzes und 
der oben bereits erläuterten Einfügung eines § 7 a 
in das Kindergeldanpassungsgesetz, der die Aus- 
zahlung des Kindergeldes an Arbeitslose regelt, 
die im Laufe des Monats zeitweilig eine Erwerbs- 
tätigkeit ausgeübt haben, waren Änderungen des 
Kindergeldanpassungsgesetzes nur erforderlich, um 
die gleiche Behandlung des Kindergeldanspruchs 
von Erwerbstätigen, die unter das Kindergeldgesetz 
fallen, und solchen Erwerbstätigen, die unter das 
Kindergeldergänzungsgesetz fallen, im Verhältnis 
zu dem Anspruch nach dem Dritten Abschnitt des 
Kindergeldanpassungsgesetzes sicherzustellen. Da- 
bei konnte die Fassung verschiedener Vorschriften 
des Kindergeldanpassungsgesetzes gestrafft werden. 

Eine materielle Besserstellung der Empfänger 
von Leistungen für dritte und weitere Kinder 
bringt Nr. 3 mit der Neufassung des § 6 Abs. 2 des 
Kindergeldanpassungsgesetzes. Nach dessen bis- 
heriger Fassung waren das Kindergeld sowie 
25 Deutsche Mark der Kinderzulage aus der ge- 
setzlichen Unfallversicherung oder des Kinderzu- 
schusses aus den gesetzlichen Rentenversicherun- 
gen schon auf die Arbeitslosenfürsorgeunterstüt- 
zung nicht anzurechnen. Darüber hinaus sollen 
diese Leistungen nach der Neufassung künftig auch 
bei der Gewährung von Sonderbeihilfen und Miet- 
zuschlägen aus der Arbeitslosenfürsorge außer Be- 
tracht bleiben und ferner in der Arbeitslosenver- 
sicherung und in der Arbeitslosenfürsorge bei der 
Entscheidung über die Gewährung eines Familien- 
zuschlages für einen Angehörigen nicht als dessen 
eigene Mittel im Sinne des § 103 Abs. 3 AVAVG 
gelten. 

Zu § 12 (Änderung des Gesetzes über Arbeitsver- 
mittlung und Arbeitslosenversicherung) 

Aus den zu § 11 genannten Gründen war auch 
eine Änderung von § 103 Abs. 4 AVAVG geboten. 

Zu § 13 (Änderung der Reichsversicherungsord- 
nung) 

Die Änderungen der Reichsversicherungsord- 
nung, die der Ausschuß beschlossen hat, dienen der 
Anpassung von Vorschriften an die Kindergeld- 
gesetzgebung. Zunächst wird der Kinderbegriff 
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der Reichsversicherungsordnung durch die Einbe- 
ziehung der ehelichen Stiefkinder und der Pflege- 
kinder erweitert. 

Während nach dem Entwurf der Bundesregierung 
in der Invalidenversicherung nur solche Fnege- 
kinder als Kinder gelten sollten, zu denen das 
Pflegekindschaftsverhältnis wenigstens ein Jahr 
vor Eintritt des Versicheruingsfalles begründet war, 
hat der Ausschuß geglaubt, auf diese Jahresfrist 
verzichten zu können, so daß jetzt ein einheitlicher 
Pflegekindbegriff in der Reichsversicherungsord- 
nung gilt. Dem Kindergeldgesetz angepaßt worden 
sind weiter die Vorschriften über die Altersgrenzen 
der Waisen, wobei ebenfalls der besonderen Situa- 
tion der gebrechlichen Kinder Rechnung getragen 
worden ist. 

Der durch § 13 Nr. 7 des Entwurfs in die Reichs- 
versicherungsordnung eingefügte § 1541 a steht im 
Zusammenhang mit § 4 Absätze 1 und 2 des Ent- 
wurfs. Die Verpflichtung zur Erstattung des Kin- 
dergeldes, das nach dieser Vorschrift vorläufig ge- 
währt worden ist, durch die Träger der gesetzlichen 
Unfallversicherung oder der gesetzlichen Renten- 
versicherungen wird in Anlehnung an Vorschriften 
der Reichsversicherungsordnung für ähnliche Fälle 
geregelt. 

Zu § 14 (Änderung des Unfallzulagengesetzes) 

Nachdem auf Grund des erwähnten Beschlusses 
des Ausschusses bei den in der Berufsausbildung 
befindlichen Kindern nicht mehr die Unterhalts- 
gewährung auf Kosten der Berechtigten Voraus- 
setzung für den Kindergeld anspruch ist, und die 
gebrechlichen Kinder den in Berufsausbildung be- 
findlichen gleichgestellt worden sind, bedurfte es 
einer entsprechenden Abänderung des Unfall- 
zulagengesetzes in der Fassung des Kindergeldan- 
passungsgesetzes. Hierbei ist, da die Unfallver- 
sicherung sonst einen Antrag nicht anerkennt, das 
Antragsprinzip für die über 18 Jahre alten Kinder 
fallengelassen worden. 

Zu § 15 (Änderung des Rentenzulagengesetzes) 

Für die Änderung des Rentenzulagengesetzes in 
der Fassung des Kindergeldanpassungsgesetzes gilt 
das zu § 14 Ausgeführte entsprechend. Es ist fer- 
ner durch die Neufassung sichergestellt, daß beim 
Zusammentreffen mehrerer Leistungen trotz der 
dann Platz greifenden Kürzungsvorschriften der 
Kinderzuschuß für das dritte und jedes weitere 
Kind in keinem Falle 25 DM unterschreitet. 

Zu § 16 (Änderung des Bundesversorgungsgesetzes) 

§ 16 regelt die Gewährung des Kindergeldes nach 
den Vorschriften des Bundesversorgungsgesetzes. 

Nr. 1 Buchstabe a bringt eine redaktionelle Ände- 
rung der bereits durch das Kindergeldanpassungs- 
gesetz geänderten Vorschrift des § 32 Abs. 4 BVG 
und eine materielle Ergänzung, die durch den vor- 
liegenden Entwurf notwendig wurde. 


Durch Nr. 1 Buchstabe b wird ein bisheriger 
Mangel beseitigt. Die Pflegezulageempfänger, die 
nach § 33 Abs. 4 BVG wenigstens die halbe bzw. 
die volle Ausgleichsrente erhalten, sollen diese auch 
neben den Leistungen nach §32 Abs. 4 Buchstaben a 
und b weiter beziehen. Das bisherige Fehlen dieser 
Vorschrift hatte für diese Beschädigten eine Ver- 
schlechterung zur Folge, die nicht beabsichtigt war. 

Durch Nr. 2 wurde die Fassung des gleichfalls 
bereits durch das Kindergeldanpassungsgesetz 
eingefügten § 34 a BVG redaktionell geändert. Im 
übrigen enthält Nr. 2 eine materielle Ergänzung, 
die durch den vorliegenden Entwurf bedingt war. 
§ 34 a Abs. 1 der im Ausschuß erarbeiteten Fassung 
des § 2 Abs. 2 dieses Gesetzes und § 34 Abs. 2 wurde 
dem durch § 10 dieses Gesetzes geänderten § 3 
Abs. 2 des Kindergeldgesetzes angepaßt. 

Die Nr. 3 und 4 des Entwurfs der Fraktion der 
CDU/CSU und der Bundesregierung sind vom Aus- 
schuß auf Empfehlung des Ausschusses für Kriegs- 
opfer- und Heimkehrerfragen nicht übernommen 
worden; dieser hat vielmehr dem Ausschuß für 
Sozialpolitik vorgeschlagen, die Frage der Gewäh- 
rung eines Kindergeldes an nicht erwerbstätige 
Witwen bei einer Novelle zum BVG zu regeln. Der 
Ausschuß für Sozialpolitik hat sich dieser Meinung 
angeschlossen. 

Nr. 5 ist vom Ausschuß als Nr. 3 unverändert 
übernommen worden. Auf die Begründung wird 
verwiesen. 

Zu § 17 (Änderung des Lastenausgleichsgesetzes) 

Durch § 15 des Entwurfs der Bundesregierung 
(jetzt § 17) werden die Altersgrenzen für Kinder 
und Vollwaisen bei den Vorschriften des Lasten- 
ausgleichsgesetzes über die Gewährung der Unter- 
haltsbeihilfe an die im Kindergeldgesetz in § 2 
Abs. 1 festgelegten Altersgrenzen angeglichen. Pc*r 
Entwurf beschränkt sich nicht auf die Anpassung 
der Altersgrenzen für das dritte und die weiteren 
Kinder, sondern er paßt auch die Altersgrenzen der 
ersten und zweiten Kinder an die des Kindergeld- 
gesetzes an. 

Von weiteren Änderungen des Lastenausgleichs 
glaubte der Ausschuß im Hinblick darauf absehen 
zu können, daß das Lastenausgleichsgesetz insge- 
samt gesehen eine großzügige Regelung für die 
Berücksichtigung der Kinder von Geschädigten 
enthält. Als Zuschlag zur Unterhaltshilfe sind nach 
dem Vierten Änderungsgesetz zum Lastenaus- 
gleichsgesetz für die zuschlagsberechtigten Kinder 
monatlich 35 DM vorgesehen (§ 269 Abs. 2 LAG). 
Ferner wurden durch das gleiche Änderungsgesetz 
in Anpassung an das Kindergeldgesetz Freibeträge 
vom dritten Kind an in Höhe von 25 DM festge- 
setzt (§ 267 Abs. 2 Nr. 5 LAG). Entsprechende Frei- 
beträge gelten für Arbeitseinkünfte. Diese Frei- 
beträge führen, da das Lastenausgleichsgesetz vom 
Auffüllprinzip ausgeht, zu einer entsprechenden 
Erhöhung des Auszahlungsbetrages der Unterhalts- 
hilfe. Damit hat der Gesetzgeber dem Anliegen auf 
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erhöhte Leistungen aus öffentlichen Mitteln nach 
den Grundsätzen des Kindergeldgesetzes Rechnung 
getragen. 

Soweit Kinder nach den Vorschriften des Lasten- 
ausigleichsgesetzes nicht zur Familieneinheit gehören, 
sind Kinderzuschläge zur Unterhaltshilfe nicht vor- 
gesehen. Es handelt sich hier um Kinder, die in- 
folge eigener Einkünfte nicht mehr als überwie- 
gend von dem Unterhaltshilfeberechtigten versorgt 
gelten. Für den Fall, daß der Unterhaltshilfebe- 
rechtigte keine andere Sozialleistung bezieht, zu 
der Kinderzulagen aus der gesetzlichen Unfallver- 
sicherung oder Kinderzuschläge aus den gesetz- 
lichen Rentenversicherungen gewährt werden, und 
auch nicht aus einer Erwerbstätigkeit Anspruch 
auf Kindergeld besteht, ergibt sich, daß der in § 3 
Abs. 2 oder 3 genannte Träger der Kindergeldzah- 
lung Kindergeld zu gewähren hat. 

Zu § 18 (Änderung der Reichsgrundsätze) 

In § 8 Abs. 1 der Reichsgrundsätze über Vor- 
aussetzung, Art und Maß der öffentlichen Fürsorge 
vom 4. Dezember 1924 (RGBl. I S. 765) ist bestimmt, 
welche Mittel der Hilfsbedürftige einsetzen muß, 
ehe ihm die Fürsorge Hilfe gewährt. Zu diesen 
Mitteln gehören insbesondere Bezüge in Geld oder 
Geldeswert aus gegenwärtigem oder früherem 
Arbeits- oder Dienstverhältnis und aus Unterhalts- 
oder Rentenansprüchen öffentlicher oder privater 
Art. Bezieht der Hilfsbedürftige zu seinem Ein- 
kommen aus einer gegenwärtigen Erwerbstätigkeit, 
als Arbeitsloser, Schwerbeschädigter oder nach § 1 
Abs, 1 Nr. 2 Kindergeld, so soll nach § 16 des Ent- 
wurfs der Bundesregierung (jetzt § 18) dieses Kin- 
dergeld für den Bedarf des dritten oder weiteren 
Kindes, für das es gewährt wird, eingesetzt wer- 
den und nicht für den Bedarf der übrigen hilfs- 
bedürftigen Familienmitglieder. 

Der Ausschuß hat dem Entwurf mit Mehrheit zu- 
gestimmt. Er war auch nach Würdigung einer An- 
regung der Sozialbehörde der Freien und Hanse- 
stadt Hamburg der Ansicht, daß der Grundsatz des 
Kindergeldgesetzes, wonach das Kindergeld für 
das dritte und die weiteren Kinder gewährt wird, 
auch für das Gebiet der Fürsorge zu gelten hat. 
Soweit eine abweichende Regelung die Kindergeld- 
zahlung nach den Verhältnissen des Einzelfalles 
geboten ist, besteht die Möglichkeit, eine Entschei- 
dung des Vormundschaftsgerichts herbeizuführen. 

Damit die Auffanggrenze für hilfsbedürftige kin- 
derreiche Familien den Grundsätzen des Kinder- 
geldgesetzes angepaßt wird, haben der Bundes- 
minister des Innern und die Innen- bzw. Sozial- 
minister (Senatoren) der Länder den Fürsorgever- 
bänden empfohlen, für das dritte und jedes weitere 
Kind die Auf fanggrenze um je fünfundzwanzig 
Deutsche Mark zu erhöhen. Es ist beabsichtigt, eine 
entsprechende Vorschrift in die Verwaltungsvor- 
schriften aufzunehmen, deren Erlaß in § 11 a der 
Reichsgrundsätze in der Fassung des Fürsorge- 
änderungsgesetzes vom 20. August 1953 (BGBl. I 
S. 967) vorgesehen ist. 


C. Übergangs- und Schlußbestimmungen 

Zu § 19 (Verwaltungsvorschriften) 

Der Ausschuß hat dem Wunsch des Bundesrates 
Rechnung getragen. § 17 (jetzt § 19) wurde dahin 
ergänzt, daß die zur Durchführung des Gesetzes zu 
erlassenden Verwaltungs Vorschriften vom Bundes- 
minister für Arbeit und vom Bundesminister des 
Innern mit Zustimmung des Bundesrates zu erlas- 
sen sind. 

Zu § 20 (Ubergangsvorschriften) 

Der Entwurf der Bundesregierung hat eine rück- 
wirkende Zahlung des Kindergeldes und der Lei- 
stungen, die durch den Entwurf erhöht werden, 
ab 1. Januar 1955 vorgesehen, wenn der Antrag 
innerhalb von sechs Monaten nach Inkrafttreten 
des Gesetzes gestellt wird. Der Ausschuß hat diese 
Vorschriften dahin erweitert, daß diese rückwir- 
kende Zahlung auch Platz greift, wenn dadurch 
Leistungen neu begründet werden, wie dies zum 
Beispiel bei der Gewährung von Waisenrenten für 
über achtzehn Jahre alte Kinder zutrifft. Ferner 
schien dem Ausschuß eine Klarstellung geboten, 
daß die rückwirkende Zahlung auch für Leistun- 
gen gilt, die von Amts wegen zu gewähren sind. 
Der Ausschuß hat weiter die Antragsfrist für die 
Übergangszeit verlängert, und zwar grundsätzlich 
bis zum 31. Dezember 1956. Falls das Kindergeld 
oder die Leistung bereits: vor Inkrafttreten des Ge- 
setzes geltend gemacht sind, soll der Antrag auch 
noch später gestellt werden können. Das rückwir- 
kend gewährte Kindergeld ist ausdrücklich für 
steuerfrei erklärt worden. Entsprechend der An- 
regung des Bundesrates entfällt eine rückwirkende 
Zahlung von Kindergeld nach dem Beschluß des 
Ausschusses, wenn und soweit in der Zwischenzeit 
Leistungen auf Grund von Tarifverträgen oder 
sonstigen Regelungen gewährt worden sind. Der 
Ausschuß hat es für notwendig gehalten, auch diese 
Leistungen für steuerfrei zu erklären. 

Zu § 21 (Geltung im Land Berlin) 

§ 12 des Entwurfs bedurfte einer Anpassung an 
die im Land Berlin geltenden besonderen Vor- 
schriften über Arbeitslosenversicherung und Ar- 
beitslosenfürsorge. Die Bundesregierung hatte be- 
reits in ihrer Stellungnahme zu den Änderungs- 
vorschlägen des Bundesrates gegen entsprechende 
Änderungsvorschläge zu § 19 (jetzt § 21) keine Ein- 
wendungen erhoben. 

Wie bereits zu § 3 Abs. 1 Nr. 2 des Entwurfs 
oben ausgeführt wurde, glaubte der Ausschuß auf 
die in § 2 Abs. 3 Satz 2 des Entwurfs der Bundes- 
regierung enthaltene Sonderregelung für Perso- 
nen, die nur in Anwendung des § 93 c AVAVG 
wegen Arbeitsunwilligkeit oder nach § 114 AVAVG 
wegen unentschuldigter Unterlassung der Meldung 
beim Arbeitsamt keine Arbeitslosenunterstützung 
oder Arbeitslosenfürsorgeunterstützung beziehen, 
verzichten zu sollen. Damit ist die von der Bundes- 


12 



regierung nicht beanstandete, vom Bundesrat vor- 
gesehlagene Neufassung des § 19 Abs. 1 Nr. 1 ge- 
genstandslos geworden. Die Neufassung des § 19 
Abs. 1 des Entwurfs bedeutet im übrigen gegen- 


über dem Inhalt des Vorschlags des Bundesrates zu 
§ 19 keine materielle Änderung. 

Bonn, den 28. November 1955 


Winkelheide 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen. 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache 1539 — in der 
nachstehenden Fassung anzunehmen, 

2. a) den von der Fraktion der SPD eingebrachten 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
Kindergeldgesetzes 
— Drucksache 1163 — 

b) den von der Fraktion der CDU/CSU einge- 
brachten Entwurf eines Gesetzes zur Ergän- 
zung des Kindergeldgesetzes 
(Kindergeldergänzungsgesetz — KGEG — ) 

— Drucksache 1469 * — 

als durch die Beschlußfassung zu 1. erledigt abzu- 
lehnen. 


Bonn, den 28. November 1955 

Der Ausschuß für Sozialpolitik 

Arndgen Winkelheide 

stellv. Vorsitzender Berichterstatter 
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Beschlüsse des 28. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Ergänzung des Kindergeldgesetzes 
(Kindergeldergänzungsgesetz — KGEG) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Voraussetzungen des Anspruchs 
auf Kindergeld 

(1) Anspruch auf Kindergeld für das dritte 
und jedes weitere Kind im Sinne des Kinder- 
geldgesetzes haben nach diesem Gesetz 

1. Arbeitnehmer, Selbständige und mithel- 
fende Familienangehörige, die bei einem 
anderen Träger der gesetzlichen Unfallver- 
sicherung als einer Berufsgenossenschaft ver- 
sichert sind, 

2. alle anderen Personen, die nicht zu dem in 
§ 1 des Kindergeldgesetzes bezeichneten 
Personenkreis gehören. 

(2) Das Kindergeld wird auf Antrag ge- 
währt. 

§ 2 

Ausnahmevorschriften 

(1) Anspruch auf Kindergeld nach § 1 
Abs. 1 Nr. 1 und 2 besteht nicht für Kinder 
der in § 3 Abs. 2 des Kindergeldgesetzes be- 
zeichneten Personen. 

(2) Anspruch auf Kindergeld nach § 1 
Abs. 1 Nr. 2 besteht ferner nicht, 

1. soweit für das Kind ein Anspruch besteht 
auf 

a) Kindergeld nach dem Kindergeldgesetz 
oder dem Dritten Abschnitt des Kinder- 
geldanpassungsgesetzes, oder 

b) Kindergeld, Waisenrente oder Waisen- 
beihilfe nach dem Bundesversorgungs- 
gesetz, oder 


c) Waisenrente aus der gesetzlichen Un- 
fall- oder den gesetzlichen Rentenver- 
sicherungen, oder 

d) Unterhaltshilfe für Vollwaisen nach 
dem Lastenausgleichsgesetz, oder 

e) Waisenrente nach den Vorschriften über 
die Entschädigung der Opfer der natio- 
nalsozialistischen Verfolgung, oder 

f) Leistungen nach § 8 dieses Gesetzes, 

2. wenn das Kind zuschlagsberechtigt zur Un- 
terhaltshilfe nach dem Lastenausgleichsge- 
setz ist. 

Dies gilt auch, wenn die vorbezeichneten Lei- 
stungen als Kannleistungen oder Härteaus- 
gleich bewilligt werden. 

(3) Anspruch auf Kindergeld nach § 1 
Abs. 1 Nr. 2 besteht weiterhin nicht für Kin- 
der von Personen, die außerhalb des Geltungs- 
bereichs dieses Gesetzes erwerbstätig sind. 


§ 3 

Träger der Kindergeldzahlung 
(1) Träger der Kindergeldzahlung ist 

1. für die in § 1 Abs. 1 Nr. 1 bezeichneten 
Personen der Träger der gesetzlichen Un- 
fallversicherung, 

2. für Personen, die nach dem 31. Dezember 
1954 aus einer Erwerbstätigkeit ausgeschie- 
den sind, sowie für deren Witwen oder 
Witwer, wenn diese Personen unmittelbar 
vor dem Ausscheiden 

a) einen Anspruch auf Kindergeld nach 
dem Kindergeldgesetz oder nach § 1 
Abs. 1 Nr. 1 dieses Gesetzes hatten und 
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b) während der Dauer eines Jahres un- 
unterbrochen erwerbstätig waren, 

der Träger der Kindergeldzahlung, der zu- 
ständig wäre, wenn die zuletzt ausgeübte 
Tätigkeit fortgesetzt worden wäre, 

3. für alle übrigen Personen mit einem Wohn- 
sitz oder gewöhnlichen Aufenthalt 

a) in dem Land Baden-Württemberg 

die Familienausgleichskasse bei der 
Großhandels- und Lagerei-Berufsgenos- 
senschaft in Mannheim, 

b) in dem Land Bayern 

die Familienausgleichskasse der Tiefbau- 
wirtschaft in München, 

c) in den Ländern Berlin, Bremen, Ham- 
burg, Niedersachsen und Schleswig-Hol- 
stein 

die Familienausgleichskasse des nord- 
westdeutschen Baugewerbes in Hanno- 
ver, 

d) in den Ländern Hessen und Rheinland- 
Pfalz 

die Familienausgleichskasse Druck- und 
Papierverarbeitung in Wiesbaden, 

e) in dem Land Nordrhein-Westfalen 

die Familienausgleichskasse für die Bin- 
nenschiffahrt in Duisburg. 

(2) Die Zuständigkeit eines Trägers der 
Kindergeldzahlung nach Absatz 1 Nr. 1 
schließt die Zuständigkeit eines Trägers nach 
Absatz 1 Nr. 2 oder 3, die Zuständigkeit 
eines Trägers nach Absatz 1 Nr. 2 die Zu- 
ständigkeit eines Trägers nach Absatz 1 Nr. 3 
aus. 


§ 4 

Vorläufige Gewährung des Kindergeldes 

(1) Das Kindergeld ist von den Trägern 
der Kindergeldzahlung nach diesem Gesetz, 
nach dem Kindergeldgesetz, nach dem Dritten 
Abschnitt des Kindergeldanpassungsgesetzes 
oder nach dem Bundesversorgungsgesetz vor- 
läufig zu gewähren, solange ein den Anspruch 
auf Kindergeld ausschließender Anspruch auf 
Kinderzulage aus der gesetzlichen Unfallver- 
sicherung oder auf Kinderzuschuß aus den 
gesetzlichen Rentenversicherungen noch nicht 
erfüllt wird. 

(2) Das Kindergeld ist von den Trägern 
der Kindergeldzahlung nach § 3 Abs. 1 Nr. 2 
und 3 vorläufig zu gewähren, solange eine 
den Anspruch auf Kindergeld nach § 2 Abs. 2 


ausschließende Leistung noch nicht gewährt 
wird; dies gilt nicht, wenn das Kind zuschlags- 
berechtigt zur Unterhaltshilfe nach dem 
Lastenausgleichsgesetz ist. 

(3) Hält ein in Absatz 1 bezeichneter Trä- 
ger der Kindergeldzahlung, der das Kinder- 
geld bisher gewährt hat, oder bei dem es zu- 
erst beantragt worden ist, einen anderen Trä- 
ger für zuständig, bestehen jedoch über die 
Zuständigkeit Zweifel, so hat er das Kinder- 
geld vorläufig zu gewähren. Zweifel über die 
Zuständigkeit bestehen insbesondere dann, 
wenn der für zuständig erachtete Träger seine 
Zuständigkeit bestreitet. 

(4) In den Fällen der Absätze 2 und 3 ist 
die vorläufige Gewährung des Kindergeldes 
dem für zuständig erachteten Leistungspflich- 
tigen unter Aufforderung zur Anerkennung 
seiner Leistungspflicht mitzuteilen. In Höhe 
des vorläufig gewährten Kindergeldes gilt der 
Anspruch gegen den Leistungspflichtigen als 
erfüllt. Der Leistungspflichtige hat die Auf- 
wendungen zu erstatten. 


§ 5 


Anwendung von Vorschriften 
des Kindergeldgesetzes 


(1) Die Vorschriften der §§ 2, 3 Abs. 1, 
§§ 4 bis 8, 10 Abs. 2 und 4, §§ 25 bis 29, 32, 
34 bis 36 und 37 Abs. 2 des Kindergeldgeset- 
zes sind entsprechend anzuwenden. § 7 des 
Kindergeldgesetzes gilt jedoch mit der Maß- 
gabe, daß die schriftliche Mitteilung (Ab- 
sätze 2 und 3) innerhalb von sechs Monaten 
nach Inkrafttreten dieses Gesetzes erfolgen 
kann. 

(2) Ist der Träger der Kindergeldzahlung 
keine Familienausgleichskasse, so nimmt er 
die Aufgaben der Familienausgleichskasse im 
Sinne des Kindergeldgesetzes wahr. § 29 des 
Kindergeldgesetzes findet Anwendung mit 
der Maßgabe, daß an die Stelle der für die 
Berufsgenossenschaften geltenden Vorschriften 
die für die anderen Träger der gesetzlichen 
Unfallversicherung geltenden Vorschriften tre- 
ten. 


§ 6 


Beschäftigte bei den Alliierten 

Leistungen auf Grund der für die Beschäf- 
tigten bei den Alliierten geltenden Kinder- 
geldregelung, die mindestens dem Kindergeld 
nach § 4 Abs. 1 des Kindergeldgesetzes ent- 
sprechen, an Personen, die durch amtliche 
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deutsche Lohnstellen in Deutscher Mark be- 
zahlt werden oder für die amtliche deutsche 
Lohnstellen Vorschußzahlungen in Deutscher 
Mark leisten oder die Lohnberechnung durch- 
führen, gelten als nach § 5 in Verbindung mit 
§ 32 des Kindergeldgesetzes anerkannte Lei- 
stungen. Eine Verpflichtung zur Zahlung von 
Ausgleichsbeiträgen nach § 5 in Verbindung 
mit § 10 Abs. 4 des Kindergeldgesetzes be- 
steht nicht. 


§ 7 

Beiträge 

(1) Soweit die Träger der gesetzlichen Un- 
fallversicherung zur Deckung der Mittel in 
der Unfallversicherung Beiträge erheben kön- 
nen, gilt dies entsprechend für die Deckung 
der Mittel für die Kindergeldzahlung nach 
§ 3 Abs. 1 Nr. 1 und 2. Die Maßstäbe der 
Beitragsberechnung in der Unfallversicherung 
sind gleichzeitig die Maßstäbe der Beitragsbe- 
rechnung für die Kindergeldzahlung, sofern 
die Satzung nichts anderes bestimmt. 

(2) Haushaltungsvorstände dürfen zu Bei- 
trägen für die von ihnen im Haushalt beschäf- 
tigten Personen nicht herangezogen werden. 

(3) Die Beitragspflichtigen haben auf An- 
forderung Vorschüsse zu leisten. 

(4) Soweit der Träger der gesetzlichen Un- 
fallversicherung Rücklagen anzusammeln hat, 
ist § 12 des Kindergeldgesetzes entsprechend 
anzuwenden. 

(5) Die Mittel für die Kindergeldzahlung 
sind getrennt von den Mitteln für die Un- 
fallversicherung zu verwalten. 

(6) Soweit Träger der Kindergeldzahlung 
nach § 3 Abs. 1 Nr. 2 eine Familienausgleichs- 
kasse ist, gelten §§ 9 bis 14 des Kindergeldge- 
setzes entsprechend. 

(7) Die sich aus § 3 Abs. 1 Nr. 3 ergeben- 
den Aufwendungen einschließlich der Ver- 
waltungskosten erstattet der Bund. 

§ 8 

Empfänger von Fürsorgeleistungen 

(1) Haben Personen, denen beim Inkraft- 
treten dieses Gesetzes Fürsorgeunterstützung 
für den laufenden Lebensunterhalt gewährt 
wird, drei oder mehr Kinder im Sinne des 
Kindergeldgesetzes, so erhalten sie bis zur Be- 
endigung ihrer Hilfsbedürftigkeit für das 
dritte und jedes weitere Kind, für das kein 
Anspruch auf eine andere in § 2 Abs. 2 be- 


zeichnete Leistung, auf Kinderzulage oder 
Kinderzuschuß aus der Sozialversicherung oder 
auf Kindergeld nach § 1 Abs. 1 Nr. 1 besteht, 
Fürsorgeunterstützung mindestens in Höhe 
des Kindergeldes. In diesen Fällen finden 
§§ 25 und 25 a der Verordnung über die Für- 
sorgepflicht auf die Fürsorgeleistungen in 
Höhe des Kindergeldes keine Anwendung. 

(2) Absatz 1 findet auf die Empfänger lau- 
fender Leistungen der wirtschaftlichen Tuber- 
kulosefürsorge entsprechende Anwendung. 


§ 9 


Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer als Be- 
rechtigter 

1. die Pflicht zur Auskunft oder zur Vorlage 
der Beweisurkunden nach § 6 Abs. 1 des 
Kindergeldgesetzes nicht oder nicht recht- 
zeitig erfüllt oder wissentlich unrichtige 
Auskünfte gibt, 

oder 

2. es unterläßt, die in § 6 Abs. 3 des Kinder- 
geldgesetzes vorgeschriebene Anzeige zu er- 
statten. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer 
Geldbuße geahndet werden. 

(3) Der Vorstand der jeweiligen Ausfüh- 
rungsbehörde des Bundes ist Verwaltungsbe- 
hörde im Sinne des § 73 Abs. 1 des Gesetzes 
über Ordnungswidrigkeiten, soweit der Bund 
Träger der Kindergeldzahlung ist; er nimmt 
auch die Befugnisse der obersten Verwaltungs- 
behörde nach § 66 wahr. 

(4) Die Vorschriften der Absätze 1 bis 3 
gelten nicht für die Berechtigten, die von einer 
Familienausgleichskasse Kindergeld erhalten; 
für sie gilt § 30 des Kindergeldgesetzes ent- 
sprechend. 


§ 10 

Änderung des Kindergeldgesetzes 

Das Gesetz über die Gewährung von Kin- 
dergeld und die Errichtung von Familienaus- 
gleichskassen (Kindergeldgesetz) vom 13. No- 
vember 1954 (Bundesgesetzbl. I S. 333) wird 
wie folgt geändert und ergänzt: 

1. § 2 Abs. 1 Satz 2 erhält folgende Fassung: 
„Den Kindern, die das 18. Lebensjahr 
noch nicht vollendet haben, stehen Kinder 
vom vollendeten 18. bis zum vollendeten 
25. Lebensjahr gleich, die entweder für 
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einen Beruf ausgebildet werden oder wc- 
gen körperlicher oder geistiger Gebrechen 
außerstande sind, sich selbst zu unterhal- 
ten.“ 

2. § 3 Abs. 1 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Erfüllen mehrere Personen für das glei- 
che Kind die Voraussetzungen für einen 
Anspruch auf Kindergeld nach diesem Ge- 
setz, nach dem Dritten Abschnitt des Kin- 
dergeldanpassungsgesetzes oder nach § 1 
Abs. 1 Nr. 1 des Kindergeldergänzungsge- 
setzes, so haben den Kindergeldanspruch 

1. der Vater, wenn Vater und Mutter die 
Anspruchsvoraussetzungen erfüllen, es 
sei denn, daß das Sorgerecht für alle 
Kinder ausschließlich der Mutter zu- 
steht; 

2. die Adoptiv- und Pflegeeltern, wenn 
diese neben den leiblichen Eltern oder 
den Stiefeltern die Anspruchsvorausset- 
zungen erfüllen.“ 

3. § 3 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Anspruch auf Kindergeld besteht 
nicht für Kinder 

1. von Beamten, Richtern und Soldaten, 
die Bezüge unter Anwendung besol- 
dungsrechtlicher Vorschriften über Kin- 
derzuschläge erhalten, 

2. von Arbeitnehmern des Bundes, der 
Länder, der Gemeinden (Gemeindever- 
bände) und der sonstigen Körperschaf- 
ten, Anstalten und Stiftungen des 
öffentlichen Rechts, deren Beschäftigung 
im jeweiligen Monat der regelmäßi- 
gen Arbeitszeit erreicht, soweit ihre 
Dienstherren Regelungen anwenden, die 
mindestens den allgemeinen tariflichen 
Bestimmungen des Bundes oder der 
Länder über Kinderzuschläge entspre- 
chen, 

3. von Empfängern von Versorgungsbe- 
zügen nach beamtenrechtlichen Vor- 
schriften oder Grundsätzen mit Aus- 
nahme solcher Kinder von Witwen, für 
die die Vorschriften über Kinderzu- 
schläge keine Anwendung finden, 

4. die Waisengeld unter Anwendung be- 
soldungsrechtlicher Vorschriften über 
Kinderzuschläge erhalten, wenn Wit- 
wengeld nicht zu zahlen ist, 

5. von Empfängern von Übergangsgchalt 
oder Übergangsbezügen nach dem Ge- 


setz zur Regelung der Rechtsverhältnisse 
der unter Artikel 131 des Grundgeset- 
zes fallenden Personen in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 1. Septem- 
ber 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 1287), 
sofern für das dritte oder weitere kin- 
derzuschlagsberechtigte Kind Leistungen 
gewährt werden, die mindestens dem 
Kindergeld nach § 4 Abs. 1 entsprechen, 

6. von Arbeitnehmern der Spitzenver- 
bände der freien Wohlfahrtspflege (Ar- 
beiterwohlfahrt-Hauptausschuß, Cen- 
tral-Ausschuß für die Innere Mission 
und Hilfswerk der Evangelischen Kirche 
in Deutschland, Deutscher Caritasver- 
band, Deutscher Paritätischer Wohl- 
fahrtsverband, Deutsches Rotes Kreuz 
und Zentralwohlfahrtsstelle der Juden 
in Deutschland) einschließlich ihrer Un- 
tergliederungen, Einrichtungen und An- 
stalten — ohne Rücksicht auf deren 
Rechtsform — , wenn 

a) diese Arbeitnehmer Leistungen er- 
halten, die mindestens dem Kinder- 
geld nach § 4 Abs. 1 entsprechen, 
oder 

b) ihre Beschäftigung im jeweiligen Mo- 
nat 3 A der regelmäßigen Arbeitszeit 
erreicht und ihre Arbeitgeber Rege- 
lungen anwenden, die mindestens 
den allgemeinen tariflichen Bestim- 
mungen des Bundes oder der Länder 
über Kinderzuschläge entsprechen, 

7. von Empfängern von Kinderzulagen 
aus der gesetzlichen Unfallversicherung 
oder von Kinderzuschüssen aus den ge- 
setzlichen Rentenversicherungen, sofern 
für das dritte oder weitere Kind Lei- 
stungen gewährt werden, die mindestens 
dem Kindergeld nach § 4 Abs. 1 ent- 
sprechen.“ 

4. § 4 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„Das Kindergeld wird gewährt vom Be- 
ginn des Monats an, in dem die Voraus- 
setzungen erfüllt sind, wenn der Antrag 
innerhalb von drei Monaten nach diesem 
Zeitpunkt gestellt wird, andernfalls vom 
Beginn des Monats, in dem der Antrag ge- 
stellt wird. Dem Eingang des Antrags bei 
der nach § 25 Abs. 1 zuständigen Stelle 
steht der Eingang bei einem Träger der 
Kindergeldzahlung, einer inländischen Be- 
hörde oder einem Träger der Sozialver- 
sicherung gleich.“ 
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5. § 5 wird folgender Absatz 3 angefügt: 

„(3) Absatz 2 ist entsprechend anzu- 
wenden, wenn gleichzeitig eine Familien- 
ausgleichskasse nach diesem Gesetz und 
ein Träger der Kindergeldzahlung nach 
§ 3 Abs. 1 Nr. 1 des Kindergeldergän- 
zungsgesetzes zuständig sind.“ 

6. § 10 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Der Bund, die Länder, die Gemein- 
den und sonstigen Körperschaften, Anstal- 
ten und Stiftungen des öffentlichen Rechts 
sowie die Spitzenverbände der freien 
Wohlfahrtspflege (Arbeiterwohlfahrt- 
Hauptausschuß, Centralausschuß für die 
Innere Mission und Hilfswerk der Evan- 
gelischen Kirche in Deutschland, Deutscher 
Caritasverband, Deutscher Paritätischer 
Wohlfahrtsverband, Deutsches Rotes 
Kreuz und Zentralwohlfahrtss^elle der 
Juden in Deutschland) einschließlich ihrer 
Untergliederungen, Einrichtungen und An- 
stalten — ohne Rücksicht auf deren Rechts- 
form — sind von der Beitragspflicht für 
die Arbeitnehmer befreit, für die sie die 
in ^ 3 Abs. 2 Nr. 2 oder 6 bezeichneten 
Regelungen anwenden.“ 

7. § 10 Abs. 4 wird folgender Satz ange- 
fügt: 

„Die Familienausgleichskassen können die 
nach § 32 von der Beitragspflicht Befrei- 
ten zu Vorschüssen auf die Ausgleichsbei- 
träee heranziehen, wenn zwischen ihren 
Aufwendungen im Sinne des Satzes 1 und 
den Beitraesvorschüssen, die ohne die Be- 
freiung auf sie entfallen würden, ein un- 
billiger Unterschied besteht.“ 

8. § 11 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Durch die Beiträee sind die Mittel 
für den Bedarf der bei einer gewerblichen 
Berufsgenossenschaft oder bei der See- 
Berufssrenossenschaft errichteten Familien- 
auso-leichskassen und für den auf sie ent- 
fallenden Anteil an dem Bedarf des Ge- 
samtverbandes unter Berücksichtigung der 
Vorschriften des § 14 aufzubringen. 

Der Gesamtbedarf ieder Familienaus- 
gleichskasse ist durch eine Gesamtnmlage 
aufzubrineen: eine getrennte Berechnung 
der UirdaP'e für den Bedarf an Kindergeld 
für die Selbständigen und für die übrigen 
Leistunesberechtieten ist ausgeschlossen. 
Beitragsfrei sind Selbständige, deren Ein- 
kommen jährlich 4800 Deutsche Mark 
nicht übersteigt. Die Satzung kann hier- 
von abweichende Bestimmungen treffen 


mit der Maßgabe, daß der Beitrag dieser 
Selbständigen zwölf Deutsche Mark im 
Jahr nicht übersteigt. Die Beitragspflicht 
der Selbständigen im Hinblick auf die 
Beschäftigung von Arbeitnehmern und 
mithelfenden Familienangehörigen bleibt 
— unbeschadet des Satzes 8 — unberührt. 
Fordert die Familienausgleichskasse einen 
über die Bestimmungen der Sätze 3 und 
4 hinausgehenden Beitrag, so hat der Bei- 
tragspflichtige das Recht, innerhalb eines 
Monats unter Beifügung einer vom 
Finanzamt ausgestellten Bescheinigung 
über die letztgültige Einkommensteuer- 
veranlap-ung Abänderung der Beitrags- 
höhe zu verlangen. Die Satzung kann 
weitere Gruppen von Beitragspflichtigen 
von der Beitragspflicht befreien, wenn 
das von diesen Gruppen zu erwartende 
Beitragsaufkommen in keinem angemes- 
senen Verhältnis zu den Kosten der Bei- 
tragseinziehung stehen würde. Selbstän- 
dige sind von der Beitragspflicht für einen 
in ihrem Unternehmen mithelfenden Fa- 
milienangehörigen befreit. Das Nähere 
über die Berechnung der Beiträge und die 
Befreiung von der Beitragspflicht be- 
stimmt die Satzung.“ 

9. § 23 wird folgender Absatz 6 angefügt: 

„(6) Der Vorstand hat die Beträge, die 
nach § 7 a des Kindergeldanpassungs- 
gesetzes zu erstatten sind, auf die einzel- 
nen Familienausgleichskassen im Verhält- 
nis der von der Bundesanstalt für Arbeits- 
vermittlung und Arbeitslosenversicherung 
ermittelten Zahlen der Arbeitslosen aus 
den einzelnen Wirtschaftszweigen zur Ge- 
samtzahl der Arbeitslosen umzulegen.“ 

10. § 34 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Anspruch auf Kindergeld besteht 
nicht für Kinder, die weder ihren Wohn- 
sitz noch ihren gewöhnlichen Aufenthalt 
in dem Gebiet des Deutschen Reiches nach 
dem Stand vom 31. Dezember 1937 
haben.“ 

11. In § 34 Abs. 4 treten an die Stelle der 
Worte „deutsche Staatsangehörige“ die 
Worte „Deutsche im Sinne des Artikels 
116 des Grundgesetzes“. 

§ 11 

Änderung des Kindergeldanpassungsgesetzes 

Das Gesetz über die Anpassung der Lei- 
stungen für Kinder in der gesetzlichen Un- 
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fallversicherung, in den gesetzlichen Renten- 
versicherungen, in der Arbeitslosenversiche- 
rung und Arbeitslosenfürsorge sowie in der 
Kriegsooferversorgung an das Kindergeldge- 
setz (Kindergeldanpassungsgesetz — KGAG) 
vom 7. Januar 1955 (Bundesgesetzbl. I S. 17) 
wird wie folgt geändert und ergänzt: 

1. § 3 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Anspruch auf Kindergeld nach die- 
sem Abschnitt hat für das dritte und jedes 
weitere Kind im Sinne des Kindergeld- 
gesetzes, wer Arbeitslosenunterstützung 
oder Arbeitslosenfürsorgeunterstützung be- 
zieht und für das Kind keinen Anspruch 
auf Kindergeld hat 

1. nach dem Kindergeldgesetz oder 

2. nach § 1 Abs. 1 Nr. 1 des Kindergeld- 
ergänzungsgesetzes.“ 

2. § 4 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Das Kindergeld wird dem An- 
spruchsberechtigten (§ 3) für jeden Monat 
gewährt, in dem die Voraussetzungen für 
die Gewährung des Kindergeldes für einen 
Tag bestanden haben.“ 

3. § 6 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Bei der Gewährung von Leistungen 
aus der Arbeitslosenversicherung und der 
Arbeitslosenfürsorge gelten nicht als eigene 
Mittel oder als Einkommen 

1. das Kindergeld nach dem Kindergeld- 
gesetz, dem Kindergeldergänzungsgesetz 
oder diesem Gesetz, 

2. 25 Deutsche Mark der Kinderzulage aus 
der gesetzlichen Unfallversicherung oder 
des Kinderzuschusses aus den gesetzlichen 
Rentenversicherungen für das dritte und 
jedes weitere Kind. Wird für dasselbe 
Kind ein Familienzuschlag gewährt, so 
gilt nur der diesen Zuschlag überstei- 
gende Teil dieses Betrages nicht als eige- 
ne Mittel oder als Einkommen.“ 

4. In 5 7 Abs. 2 Nr. 1, 2 und 3 werden statt 
der Worte „die Familienausgleichskasse, 
die“ jeweils die Worte gesetzt „der Träger 
der Kindergeldzahlung, der“. 

5. In § 7 Abs. 2 Nr. 1 werden hinter den 
Worten „des Kindergeldgesetzes“ die 
Worte eingefügt „oder auf Grund des § 5 
Abs. 1 des Kindergeldergänzungsgesetzes 
in Verbindung mit § 4 Abs. 6 des Kinder- 
geldgesetzes“. 

6. Hinter § 7 wird folgender § 7 a eingefügt: 


»§ 7 a 

Zahlung von Kindergeld zu Lasten 
anderer Träger der Kindergeldzahlung 

(1) Steht Personen, die am letzten 
Wochentag des Monats Arbeitslosenunter- 
stützung oder Arbeitslosenfürsorgeunter- 
stützung beziehen oder an diesem Tage 
einem Bezieher von Arbeitslosenunter- 
stützung oder Arbeitslosenfürsorgeunter- 
stützung nach § 3 Abs. 2 gleichgestellt sind, 
für diesen Monat ein Anspruch auf Kinder- 
geld nach dem Kindergeldgesetz oder nach 
§ 1 Abs. 1 Nr. 1 des Kindergeldergän- 
zungsgesetzes zu, so hat das Arbeitsamt 
das Kindergeld auszuzahlen. 

(2) Den Aufwand an Kindergeld zuzüg- 
lich der Verwaltungskosten erstattet, so- 
weit eine Familienausgleichskasse der zu- 
ständige Träger der Kindergeldzahlung ist, 
der Gesamtverband der Familienausgleichs- 
kassen, in den übrigen Fällen der zustän- 
dige Träger der Kindergeldzahlung/ 4 

§ 12 

Änderung von Vorschriften über Arbeits- 
losenversicherung und Arbeitslosen- 
fürsorge 

(1) § 103 Abs. 4 des Gesetzes über Arbeits- 
vermittlung und Arbeitslosenversicherung in 
der Fassung des § 9 Abs. 1 Nr. 1 des Kinder- 
geldanpassungsgesetzes erhält folgende neue 
Fassung: 

„(4) Besteht ein Anspruch auf Kinder- 
geld für den Angehörigen nach dem Kin- 
dergeldgesetz, nach dem Dritten Abschnitt 
des Kindergeldanpassungsgesetzes oder 
nach § 1 Abs. 1 Nr. 1 des Kindergeldergän- 
zungseesetzes, so ruht der Anspruch auf 
Familienzuschlag, soweit er das Kinder- 
geld nicht übersteigt.“ 

(2) § 103 Abs. 4 des Gesetzes über Arbeits- 
vermittlung und Arbeitslosenversicherung 
gilt auch für die Arbeitslosenfürsorge. 

§ 13 

Änderung der Reichsversicherungs- 
ordnung 

Die Reichsversicherungsordnung wird wie 
folgt geändert und ergänzt: 

1. § 559 b Abs. 2 erhält folgende Fassung: 
„Als Kinder gelten 

1. die ehelichen Kinder, 

2. die ehelichen Stiefkinder, 
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3. die für ehelich erklärten Kinder, 

4. die an Kindes Statt angenommenen Kin- 
der, 

5. die unehelichen Kinder eines männlichen 
Versicherten, wenn seine Vaterschaft 
festgestellt ist, 

6. die unehelichen Kinder einer Versicher- 
ten, 

7. die Pflegekinder im Sinne des § 2 Abs. 1 
Satz 3 des Kindergeldgesetzes, wenn das 
Pflegekindschaftsverhältnis vor Eintritt 
des Versicherungsfalles begründet wor- 
den ist.“ 

2. § 559 b Abs. 4 erhält folgende Fassung: 

„Die Rente einer versicherten Ehefrau 
wird für ihre Kinder, die eheliche Kinder 
des Ehemannes sind oder deren rechtliche 
Stellung haben, sowie für ihre ehelichen 
Stiefkinder und die Pflegekinder um die 
Kinderzulage nur erhöht, wenn die Ver- 
sicherte vor Eintritt des Versicherungsfal- 
les den Unterhalt der Kinder überwiegend 
bestritten hat.“ 

3. § 591 Abs. 1 werden folgende Sätze an- 
gefügt: 

„Die Rente wird für das dritte und jedes 
weitere Kind bis zum vollendeten fünf- 
undzwanzigsten Lebensjahr gewährt, wenn 
diese Kinder für einen Beruf ausgebildet 
werden oder wegen körperlicher oder gei- 
stiger Gebrechen außerstande sind, sich 
selbst zu unterhalten; bei der Feststellung, 
ob ein Kind drittes oder weiteres Kind ist, 
zählen nur Kinder bis zum vollendeten 
fünfundzwanzigsten Lebensjahr, die ent- 
weder für einen Beruf ausgebildet werden 
oder wegen körperlicher oder geistiger Ge- 
brechen außerstande sind, sich selbst zu 
unterhalten.“ 

4. In § 592 werden vor dem Wort „Kinder- 
rente“ die Worte eingefügt: 

„sowie ihren ehelichen Stiefkindern und 
den Pflegekindern“. 

5. § 1258 erhält folgende Fassung: 

„§ 1258 

Waisenrente erhalten nach dem Tode 
des Versicherten seine Kinder bis zum voll- 
endeten achtzehnten Lebensjahr. Die Wai- 
senrente wird für das dritte und jedes wei- 
tere Kind bis zum vollendeten fünfund- 
zwanzigsten Lebensjahr gewährt, wenn 
diese Kinder für einen Beruf ausgebildet 


werden oder wegen körperlicher oder gei- 
stiger Gebrechen außerstande sind, sich 
selbst zu unterhalten; bei der Feststellung, 
ob ein Kind drittes oder weiteres Kind ist, 
zählen nur Kinder bis zum vollendeten 
fünfundzwanzigsten Lebensjahr, die ent- 
weder für einen Beruf ausgebildet werden 
oder wegen körperlicher oder geistiger Ge- 
brechen außerstande sind, sich selbst zu 
unterhalten. 

Als Kinder gelten 

1. die ehelichen Kinder, 

2. die ehelichen Stiefkinder, 

3. die für ehelich erklärten Kinder, 

4. die an Kindes Statt angenommenen Kin- 
der, 

5. die unehelichen Kinder eines männlichen 
Versicherten, wenn seine Vaterschaft 
festgestellt ist, 

6. die unehelichen Kinder einer Versicher- 
ten, 

7. die Pflegekinder im Sinne des § 2 Abs. 1 
Satz 3 des Kindergeldgesetzes, wenn das 
Pflegekindschaftsverhältnis vor Eintritt 
des Versicherungsfalles begründet wor- 
den ist. 

Waisenrente erhalten nach dem Tode 
einer versicherten Ehefrau ihre Kinder, die 
eheliche Kinder des hinterbliebenen Ehe- 
mannes sind oder deren rechtliche Stellung 
haben, sowie ihre ehelichen Stiefkinder 
und die Pflegekinder nur, wenn die Ver- 
storbene den Unterhalt der Kinder über- 
wiegend bestritten hat; die Waisenrente 
wird nicht gewährt, wenn und solange der 
hinterbliebene Ehemann den Unterhalt 
der Kinder überwiegend bestreitet.“ 

6. In § 1271 Abs. 3 werden vor die Worte 
„um den Kinderzuschuß“ die Worte einge- 
fügt: 

„sowie für ihre ehelichen Stiefkinder und 
die Pflegekinder“. 

7. Nach § 1541 wird folgender § 1541 a ein- 
gefügt: 

„§ 1541 a 

Gewährt ein Träger der Kindergeldzah- 
lung für ein drittes oder weiteres Kind 
Kindergeld für eine Zeit, für die ein An- 
spruch auf Kinderzulage oder Kinderzu- 
schuß aus der Sozialversicherung besteht, 
so kann der Träger der Kindergeldzahlung 
nach Maßgabe der §§ 1535 b bis 1539 Er- 
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satz beanspruchen. Das gleiche gilt, wenn 
ein Träger der Kindergeldzahlung nach § 4 
Abs. 2 des Kindergeldergänzungsgesetzes 
Kindergeld für eine Zeit gewährt, für die 
ein Anspruch auf Waisenrente aus der 
Sozialversicherung besteht.“ 

§ 14 

Änderung des Unfallzulagengesetzes 

§ 6 des Gesetzes über Zulagen und Min- 
destleistungen in der gesetzlichen Unfallver- 
sicherung und zur Überleitung des Unfall- 
versicherungsrechts im Land Berlin vom 
29. April 1952 (BundesgesetzbL I S. 253) 
unter Berücksichtigung der Änderungen 
durch § 1 des Kindergeldanpassungsgesetzes 
vom 7. Januar 1955 (BundesgesetzbL I S. 17) 
wird wie folgt geändert und ergänzt: 

1. Absatz 7 erhält folgende Fassung: 

„(7) Beträgt die Kinderzulage für das 
dritte und jedes weitere Kind zusammen 
mit etwaigen Kinderzuschüssen aus den 
gesetzlichen Rentenversicherungen nach 
der Kürzung gemäß § 1274 der Reichs- 
versicherungsordnung, § 40 des Ange- 
stelltenversicherungsgesetzes und § 50 des 
Reichsknappschaftsgesetzes weniger als 
fünfundzwanzig Deutsche Mark, so wird 
sie soweit erhöht, daß sie zusammen mit 
den Kinderzuschüssen den Betrag von 
fünfundzwanzig Deutsche Mark monat- 
lich erreicht; bezieht der Verletzte meh- 
rere Renten aus der Unfallversicherung 
und betragen die Kinderzulagen zusam- 
men mit etwaigen Kinderzuschüssen aus 
den gesetzlichen Rentenversicherungen 
nach der Kürzung weniger als fünfund- 
zwanzig Deutsche Mark für das dritte und 
jedes weitere Kind, so sind diese Kinder- 
zulagen gemäß dem vorstehenden Halb- 
satz anteilmäßig zu erhöhen. Soweit die 
Vorschriften des § 559 b Abs. 1 Satz 2 der 
Reichsversicherungsordnung und des § 4 
Abs. 2 dieses Gesetzes dem entgegenstehen, 
finden sie keine Anwendung. Die Kinder- 
zulagen werden für die in Satz 1 genann- 
ten Kinder bis zur Vollendung des fünf- 
undzwanzigsten Lebensjahres gewährt, 
wenn diese Kinder entweder für einen Be- 
ruf ausgebildet werden oder wegen kör- 
perlicher oder geistiger Gebrechen außer- 
stande sind, sich selbst zu unterhalten. “ 

2. Als Absatz 8 wird angefügt: 

„(8) Bei der Feststellung, ob ein Kind 
drittes oder weiteres Kind ist, zählen nur 
Kinder bis zum vollendeten achtzehnten 


Lebensjahr und solche Kinder vom voll- 
endeten achtzehnten bis zum vollende- 
ten fünfundzwanzigsten Lebensjahr, die 
entweder für einen Beruf ausgebildet 
werden oder wegen körperlicher oder gei- 
stiger Gebrechen außerstande sind, sich 
selbst zu unterhalten.“ 

§ 15 

Änderung des Rentenzulagengesetzes 

§ 2 des Gesetzes über die Gewährung von 
Zulagen in den gesetzlichen Rentenversiche- 
rungen und über Änderungen des Gemein- 
lastverfahrens (Rentenzulagengesetz — RZG) 
vom 10. August 1951 (BundesgesetzbL I 
S. 505) unter Berücksichtigung der Änderun- 
gen durch § 2 des Kindergeldanpassungs- 
gesetzes vom 7. Januar 1955 (Bundes- 
gesetzbL IS. 17) wird wie folgt geändert und 
ergänzt: 

1. Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Zu den Kinderzuschüssen wird eine 
Zulage von fünf Deutsche Mark monatlich 
für jedes zuschußberechtigte Kind gewährt. 
Die Zulage wird für das dritte und jedes 
weitere Kind soweit erhöht, daß sie zu- 
sammen mit dem Kinderzuschuß und dem 
Zuschlag nach § 1 Abs. 1 Satz 3 des So- 
zialversicherungs-Anpassungsgesetzes vom 
17. Juni 1949 (WiGBl. S. 99) den Betrag 
von fünfundzwanzig Deutsche Mark mo- 
natlich erreicht, es sei denn, daß der Be- 
rechtigte für diese Kinder für denselben 
Zeitraum Kinderzulagen aus der gesetz- 
lichen Unfallversicherung bezieht. Die 
Kinderzuschüsse, die Zuschläge nach § 1 
Abs. 1 Satz 3 des Sozialversicherungs-An- 
passungsgesetzes und die Zulagen nach 
Satz 2 werden für die in Satz 2 genannten 
Kinder bis zur Vollendung des fünfund- 
zwanzigsten Lebensjahres gewährt, wenn 
diese Kinder entweder für einen Beruf aus- 
gebildet werden oder wegen körperlicher 
oder geistiger Gebrechen außerstande sind, 
sich selbst zu unterhalten.“ 

2. Nach dem Absatz 2 wird folgender Ab- 
satz 3 eingefügt: 

„(3) Bei der Feststellung, ob ein Kind 
drittes oder weiteres Kind ist (Absatz 2), 
zählen nur zuschußberechtigte Kinder 
unter achtzehn Jahren und solche Kinder 
vom vollendeten achtzehnten bis zum 
vollendeten fünfundzwanzigsten Lebens- 
jahr, die entweder für einen Beruf ausge- 
bildet werden oder wegen körperlicher 
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oder geistiger Gebrechen außerstande sind, 
sich selbst zu unterhalten.“ 

3. Die Absätze 3, 4, 5 und 6 werden Ab- 
sätze 4, 5, 6 und 7. 

§ 16 

Änderung des Bundesversorgungsgesetzes 

Das Gesetz über die Versorgung der Opfer 
des Krieges (Bundesversorgungsgesetz) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 7. August 
1953 (Bundesgesetzbl. I S. 866) unter Berück- 
sichtigung der Änderungen durch das Dritte 
Gesetz zur Änderung und Ergänzung des 
Bundesversorgungsgesetzes vom 19. Januar 
1955 (Bundeseesetzbl. I S. 25) und das Vierte 
Gesetz zur Änderung des Bundesversorgungs- 
gesetzes vom 3. November 1955 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 703) wird wie folgt geändert 
und ergänzt: 

1. § 32 wird wie folgt geändert: 

a) Der mit „sofern“ eingeleitete Halbsatz 
am Schluß des Absatzes 4 erhält fol- 
gende Fassung: 

„es sei denn, daß sie dritte oder weitere 
Kinder im Sinne des § 2 Abs. 1 des 
Kindergeldgesetzes sind und für sie ein 
Anspruch besteht auf 

a) Kinderzulage aus der gesetzlichen 
Unfallversicherung oder Kinder- 
zuschuß aus den gesetzlichen Ren- 
tenversicherungen, oder 

b) Kindergeld nach dem Kindere-eld- 
gesetz oder dem Dritten Abschnitt 
des Kindergeldanoassuno'sgesetzes 
oder nach § 1 Abs. 1 Nr. 1 des 
Kindergeldergänzungsgesetzes, oder 

c) Kindergeld nach § 34 a.“ 

b) Als Absatz 5 wird angefügt: 

„(5) Absatz 4 Buchstabe a und b gilt 
nicht für Empfänger von Pflege- 
zulagen.“ 

2. § 34 a erhält folgende Fassung: 


„§ 34 a 

(1) Schwerbeschädigte, die Ausgleichs- 
rente beziehen, erhalten für das dritte und 
jedes weitere Kind im Sinne des § 2 Abs. 1 
des Kindereeldgesetzes ein Kindergeld von 
monatlich 25 Deutsche Mark, 


1. soweit nicht für das Kind ein Anspruch 
besteht auf 

a) Kinderzulage aus der gesetzlichen 
Unfallversicherung oder Kinder- 
zuschuß aus den gesetzlichen Renten- 
versicherungen, oder 

b) Kindergeld nach dem Kindergeld- 
gesetz oder dem Dritten Abschnitt 
des Kindergeldanpassungsgesetzes 
oder nach § 1 Abs. 1 Nr. 1 des Kin- 
dergeldergänzungsgesetzes, 

2. wenn für das Kind kein Anspruch be- 
steht auf 

a) Waisenrente aus der gesetzlichen Un- 
fallversicherung oder den gesetz- 
lichen Rentenversicherungen, oder 

b) Waisenrente nach den Vorschriften 
über die Entschädigung der Opfer 
der nationalsozialistischen Verfol- 
gung. oder 

c) Waisenrente oder Waisenbeihilfe 
nach d^n Vorschriften dieses Ge- 
setzes. 

(2) Kindergeld wird ferner nicht ge- 
währt für Kinder 

a) von Beamten, Richtern und Soldaten, 
die Bezüge unter Anwendung besol- 
dungsrechtlicher Vorschriften über 
Kinderzuschläge erhalten, 

b) von Arbeitnehmern des Bundes, der 
Länder, der Gemeinden (Gemeindever- 
bände) und der sonstigen Körperschaf- 
ten, Anstalten und Stiftungen des 
öffentlichen Rechts, deren Beschäfti- 
gung im jeweiligen Monat 3 A der regel- 
mäßigen Arbeitszeit erreicht, soweit 
ihre Dienstherren Regelungen anwen- 
den, die mindestens den allgemeinen 
tariflichen Bestimmungen des Bundes 
oder der Länder über Kinderzuschläge 
entsprechen, 

c) von Empfängern von Versorgungs- 
bezügen nach beamtenrechtlichen Vor- 
schriften oder Grundsätzen mit Aus- 
nahme solcher Kinder von Witwen, für 
die die Vorschriften über Kinderzu- 
schläge keine Anwendung finden, 

d) die Waisengeld unter Anwendung be- 
soldungsrechtlicher Vorschriften über 
Kinderzuschläge erhalten, wenn Wit- 
wengeld nicht zu zahlen ist, 
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e) von Empfängern von Übergangsgehalt 
oder Ubergangsbezügen nach dem Ge- 
setz zur Regelung der Rechtsverhält- 
nisse der unter Artikel 131 des Grund- 
gesetzes fallenden Personen in der Fas- 
sung der Bekanntmachung vom 1 . Sep- 
tember 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 1287), 
sofern für das dritte oder weitere kin- 
derzuschlagsberechtigte Kind Leistun- 
gen gewährt werden, die mindestens 
dem Kindergeld nach § 4 Abs. 1 des 
Kindergeldgesetzes entsprechen, 

f) von Arbeitnehmern der Spitzenver- 
bände der freien Wohlfahrtspflege (Ar- 
beiterwohlfahrt — Hauptausschuß, 
Central- Ausschuß für die Innere Mis- 
sion und Hilfswerk der Evangelischen 
Kirche in Deutschland, Deutscher Cari- 
tasverband, Deutscher Paritätischer 
Wohlfahrtsverband, Deutsches Rotes 
Kreuz und Zentralwohlfahrtsstelle der 
Juden in Deutschland) einschließlich 
ihrer Untergliederungen, Einrichtun- 
gen und Anstalten — ohne Rücksicht 
auf deren Rechtsform — , wenn 

aa) diese Arbeitnehmer Leistungen er- 
halten, die mindestens dem Kinder- 
geld nach 5 4 Abs. 1 des Kinder- 
geldgesetzes entsprechen, oder 

bb) ihre Beschäftigung im ieweiligen 
Monat s /4 der regelmäßigen Ar- 
beitszeit erreicht und ihre Arbeit- 
geber Regelungen anwenden, die 
mindestens den allgemeinen tarif- 
lichen Bestimmungen des Bundes 
oder der Länder über Kinderzu- 
schläge entsprechen.“ 

3. In § 36 Abs. 2 und § 37 Abs. 2 wird der 
Hinweis 

„(§ 32 Abs. 4)“ gestrichen. 


§ 17 

Änderung des Lastenausgleichsgesetzes 

Das Lastenausgleichsgesetz vom 14. August 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 446) in der Fas- 
sung des Vierten Änderungsgesetzes vom 
12. Tuli 1955 (Bundesgesetzbl. I S. 403) 
wird wie folgt geändert: 

In § 265 Abs. 2 und 3, § 272 Abs. 3 sowie 
§ 275 Abs. 2 treten an die Stelle der Zahlen 
„15“ und „19“ jeweils die Zahlen „18“ und 
„25“. 


§ 18 

Änderung der Reichsgrundsätze 

Dem § 8 Abs. 1 der Reichsgrundsätze über 
Voraussetzung, Art und Maß der öffentlichen 
Fürsorge vom 4. Dezember 1924 (Reichsge- 
setzbl. I S. 765) wird folgender Satz ange- 
fügt: 

„Kindergeld ist zu den eigenen Mitteln des 
Kindes zu rechnen, für das es gewährt wird.“ 

§ 19 

Verwaltungsvorschriften 

Der Bundesminister für Arbeit und der 
Bundesminister des Innern erlassen mit Zu- 
stimmung des Bundesrates die zur Durch- 
führung dieses Gesetzes erforderlichen Ver- 
waltungsvorschriften. 

§ 20 

Übergangsvorschriften 

(1) Soweit ein Anspruch auf Kindergeld 
oder auf eine andere Leistung durch dieses 
Gesetz begründet wird, ist das Kindergeld 
oder die Leistung auch für die zurückliegen- 
den Monate, in denen die sonstigen An- 
spruchsvoraussetzungen erfüllt waren, frühe- 
stens jedoch vom 1. Januar 1955 an, zu ge- 
währen, wenn 

a) der Antrag bis zum 31. Dezember 1956 
gestellt wird oder 

b) der Antrag nach dem 31. Dezember 1956 
gestellt wird, das Kindergeld oder die 
Leistung jedoch vor Inkrafttreten dieses 
Gesetzes bei der zuständigen Stelle gel- 
tend gemacht worden war. 

Das gleiche gilt für Leistungen, die von Amts 
wegen zu gewähren sind, wenn sie nach Maß- 
gabe des Satzes 1 beantragt werden. 

(2) Auf das nach Absatz 1 für zurück- 
liegende Zeiten gewährte Kindergeld findet 
§ 36 des Kindergeldgesetzes Anwendung. 

(3) Wenn bereits Leistungen auf Grund 
von Tarifverträgen oder sonstigen Regelun- 
gen für dritte und weitere Kinder gewährt 
worden sind, ist für die zurückliegenden Mo- 
nate Kindergeld nach diesem Gesetz nur in 
Höhe des Unterschiedsbetrages zwischen der 
bereits gewährten Leistung und dem Kinder- 
geld nach § 4 Abs. 1 des Kindergeldgesetzes 
zu zahlen. § 36 des Kindergeldgesetzes findet 
auf diese Leistungen Anwendung, soweit sie 
die in § 4 Abs. 1 des Kindergeldgesetzes fest- 
gesetzte Höhe nicht überschreiten. 
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§ 21 

Geltung im Land Berlin 

(1) Dieses Gesetz gilt nach § 12 Abs. 1 und 
§13 Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes 
vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) 
auch im Land Berlin mit folgender Maßgabe: 

§12 gilt in folgender Fassung: 

4 12 

Änderung von Vorschriften über Arbeits- 
losenversicherung und Arbeitslosenfürsorge 

(1) § 7 Abs. 5 des Gesetzes über die Rege- 
lung der Arbeitslosenunterstützung in Groß- 
Berlin vom 25. April 1949 (Verordnungs- 
blatt für Groß-Berlin I S. 145) in der Fassung 
des § 13 Nr. 1 der Anlage des Gesetzes zur 
Übernahme des Kindergeldanpassungsgesetzes 
vom 27. Januar 1955 (Gesetz- und Ver- 
ordnungsblatt für Berlin I S. 81) erhalt fol- 
gende neue Fassung: 

,(5) Besteht ein Anspruch auf Kindergeld 
für den Angehörigen nach dem Kinder- 


geldgesetz, nach dem Dritten Abschnitt des 
Kindcrgeldanpassungsgesetzes oder nach 
§ 1 Abs. 1 Nr. 1 des Kindergeldergänzungs- 
gesetzes, so ruht der Anspruch auf Fami- 
lienzuschlag, soweit er das Kindergeld 
nicht übersteigt/ 

(2) § 7 Abs. 5 des Gesetzes über die 
Regelung der Arbeitslosenunterstützung in 
Groß-Berlin gilt auch für die Arbeitslosen- 
fürsorge.“ 

(2) Rechtsverordnungen, die auf Grund 
dieses Gesetzes erlassen werden, gelten im 
Land Berlin nach § 14 des Dritten Uberlei- 
tungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1). 

§ 22 

Inkrafttreten 

§ 16 Nr. 1 Buchstabe b dieses Gesetzes tritt 
mit Wirkung vom 1. Januar 1955 in Kraft. 
Im übrigen tritt dieses Gesetz am ersten Tage 
des zweiten Kalendermonats nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 
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